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Vorwort 


Mit dem vorliegenden Strukturbericht 1970 gibt die Bundesregierung 
Auskunft über die Fortschritte der im Strukturbericht 1969 angekün- 
digen Strukturpolitik des Bundes. Dieser Bericht befaßt sich darüber 
hinaus mit den konjunkturellen Rahmenbedingungen, die auf die 
Strukturpolitik einwirken; er beschränkt sich weitgehend auf die 
regionale und sektorale Strukturpolitik. Die Bundesregierung wird 
ihre strukturpolitische Unterrichtung des Parlaments und der Öffent- 
lichkeit im Herbst dieses Jahres mit dem Raumordnungsbericht und 
dem Städtebaubericht fortsetzen. Diese Berichte werden die räumlich- 
strukturellen Entwicklungen im Bundesgebiet umfassend darstellen. 
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Kurzdarstellung der Ergebnisse 


1. Seit 1967 konnten die Wachstumschancen der deutschen Wirtschaft 

durch eine konsequente und zielgerichtete Wirtschafts- und Struk- 
turpolitik sichtbar vergrößert werden. Tz. 7 

2. Die mit dem Regionalen Aktionsprogrammen koordinierte und 

konzentrierte Förderung wenig entwickelter Regionen war außer- 
ordentlich wirksam. Die Planziele wurden erheblich übertroffen. 
Bereits jetzt ist die Errichtung von 44 000 Dauerarbeitsplätzen in 
den Aktionsprogrammräumen in Angriff genommen oder vorge- 
sehen. Die Umstrukturierung der ländlichen Gebiete und die 
Schaffung qualifizierter Arbeitsplätze für abwandernde Landwirte 
im Rahmen der Regionalen Aktionsprogramme ist somit schneller 
als geplant vorangeschritten, Tz. 24 

3. Im Bereich der regionalen Strukturpolitik hat die Bundesregierung 

den Gesamtbetrag der geförderten Investitionen zwischen 1967 
und 1969 mehr als versechsfacht. Tz. 10 

4. Die Gesundung und Umstrukturierung der Steinkohlenbergbauge- 

biete an Ruhr und Saar ist weit fortgeschritten. 118 000 neue 
Arbeitsplätze werden hier zur Zeit geschaffen. Bis zum 1. April 
1970 war in den Steinkohlenbergbaugebieten ein Investitionsvolu- 
men von 12,5 Mrd. DM geplant. Tz. 36 

5. Bund, Länder und die Bundesanstalt für Arbeit haben die Mittel 

und Maßnahmen zur Erhöhung der Mobilität der Arbeitnehmer 
erheblich verbessert und verstärkt. Tz. 18 

6. Für mittlere und kleine Unternehmen werden die Mittel im ERP- 

Haushalt 1970 um 20 v. H. erhöht. Tz. 17 

7. Der Bundeswirtschaftsminister bereitet ein System der Erfolgs- 

kontrolle für die regionale und sektorale Strukturpolitik vor. Hier- 
für müssen statistische Unterlagen teils neu geschaffen, teils neu 
aufbereitet werden. Tz. 25 

3. Die ungezügelte, nicht stabilitätsgerechte Nachfrageausweitung, die 
sich als Folge konjunkturpolitischer Fehlentscheidungen nach dem 
Frühjahr 1969 gezeigt hat, behindert die Struktur- und Wachstums- 
politik der Bundesregierung gegenwärtig noch erheblich. Tz. 8 

9. Zusätzliche Sperren bei den investiven Ausgaben im Bundeshaus- 
halt würden die Erfolgsaussichten der Förderung schwacher Re- 
gionen wesentlich verschlechtern; die Förderung zukunftsträchtiger 
Sektoren mußte bereits eingeschränjct werden, Tz. 2 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/761 


I. Chancen und Erfolge der Strukturpolitik bei Stabilität und Vollbeschäftigung 


1 , In einer vollbeschäftigten Wirtschaft sind Wachs- 
tum und Strukturwandel eng miteinander verzahnt. 
Die Bundesregierung fördert und erleichtert den 
Strukturwandel und den technischen Fortschritt; des- 
halb ist die Strukturpolitik der Bundesregierung vor 
allem Wachstumspolitik. Dabei sind selbstverständ- 
lich gesellschaftspolitische und soziale Ziele mitbe- 
stimmend. 

Mit dieser Politik will die Bundesregierung 

— den Lebensstandard in der Gegenwart und für 
die Zukunft anheben 

— die Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 
steigern 

— die soziale und technische Infrastruktur verbes- 
sern und eine gleichgewichtigere räumlich-struk- 
turelle Entwicklung im Bundesgebiet ermöglichen 

— ■ die sozialen Leistungen des Staates sichern und 
ausbauen 

— die deutsche Wirtschaft in die Lage versetzen, die 
jungen und die teilindustrialisierten Staaten bei 
ihrer Entwicklung zu unterstützen. 

Die Bundesregierung will unsere freie Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung für den Wettbewerb mit 
allen hochentwickelten Industrienationen stärken. 

2 . Die Bundesregierung wird in ihrer Wachstums- 
politik gegenwärtig behindert durch die stabilitäts- 
bedrohenden Nachwirkungen einer ungenügenden 
Konjunkturpolitik zu Ende der vergangenen Legisla- 
turperiode. Deshalb hat die Bundesregierung im 
Bundeshaushalt 1970 u. a. Sperren in Höhe von 
2,68 Mrd. DM vorgeschlagen. Diese konjunktu- 
rell notwendigen Sperren beeinträchtigen die oben 
genannten Ziele der Wachstumspolitik. Bei weiteren 
Sperren im investiven Bereich wären in der Zukunft 
Engpässe auf der Angebotsseite — und damit in spä- 
teren Konjunkturphasen Preissteigerungen — nicht 
auszuschließen. Ist die Stabilitätspolitik von heute 
Voraussetzung für ein angemessenes Wachstum von 
morgen, so ist eine angemessene Struktur- und da- 
mit Wachstumspolitik heute Voraussetzung für die 
zukünftige Stabilität des Preisniveaus. Preisniveau- 
Stabilität ist also zugleich Struktur- und konjunktur- 
politisches Ziel der Bundesregierung. 

Der gegenwärtige Preisauftrieb entspricht nicht den 
stabilitätspolitischen Vorstellungen der Bundesregie- 
rung. Deshalb haben Bundesregierung und Bundes- 
bank nachfragedämpfende haushalts- geld- und kre- 
ditpolitische Maßnahmen ergriffen. Die Bundesregie- 
rung ist aber nicht bereit, Arbeitslosigkeit als Preis 
der Stabilitätspolitik hinzunehmen ; eine solche Poli- 
tik wäre nicht nur unsozial, sie liefe zudem den 
strukturpolitischen Zielsetzungen der Bundesregie- 
rung entgegen. Sie würde auch die Entwicklung in 


wirtschaftsschwachen Gebieten und Bereichen erheb- 
lich stören. 

3 . Grundsätzlich bewirkt die Eigendynamik des 
marktwirtschaftlichen Systems ein Wachstum des 
Bruttosozialprodukts, allerdings mit starken kon- 
junkturellen Schwankungen. Ein angemessenes und 
stetiges wirtschaftliches Wachstum ohne inflatio- 
näre Begleiterscheinungen muß, besonders wenn ein 
hoher Beschäftigungsstand erreicht ist, auch durch 
eine das Angebot ausweitende und verbessernde 
Strukturpolitik unterstützt werden. 

Trotz konjunktureller Fehlentwicklungen in den Jah- 
ren 1966 und 1969 hat die Bundesregierung mit ihren 
konjunktur- und strukturpolitischen Maßnahmen 
dazu beigetragen, daß die für ein stetiges und ange- 
messenes Wachstum erforderlichen größeren Kapa- 
zitäten geschaffen wurden. Ausschlaggebend waren 
dabei 

— die Ausgabenpolitik der öffentlichen Hände nach 
Umfang und Art der Ausgaben (vor allem die 
Konjunktur- und Strukturprogramme des Jahres 
1967), 

— • die verbesserte Ausschöpfung der Produktions- 
reserven in den Struktur sch wachen Gebieten 
durch intensivierte und besser koordinierte regio- 
nale Wirtschaftsförderung und 

— der beschleunigte strukturelle Übergang von 
Arbeitskräften aus Wirtschaftszweigen mit gerin- 
ger Expansion in solche mit hoher Expansion der 
Nachfrage (Tabelle 9,1), 

4 . Mit realen Zuwachsraten des Bruttosozialpro- 
dukts von 

7,2 V. H. 1968 und 

8,0 v.H. 1969 

hat die deutsche Wirtschaft in den letzten beiden 
Jahren die höchsten Wachstumsraten der Sechziger 
Jahre erreicht. Der Zuwachs der Arbeitsproduktivi- 
tät je Stunde lag bei 

6,7 v.H. 1968 und 

6,6 v.H. 1969. 

Diese Produktivitätsfortschritte sind zum Teil auf 
das niedrige Produktionsvolumen und die freien 
Kapazitäten des Rezessionsjahres 1967 zurückzufüh- 
ren. Jedoch reicht diese Begründung nicht aus. Be- 
reits im 4. Quartal 1968 lag der Auslastungsgrad der 
Industrie wieder über dem des Jahres 1966. Auch der 
Zwang zur Kostensenkung durch Rationalisierung — 
der immer wieder als „heilsame Reinigungskraft" der 
Rezession dargestellt wird — kann die Produktivi- 
tätszunahme im Jahre 1968 nur teilweise erklären. 
Wachstumsverluste, die durch unterbliebene Inve- 
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stitionen, ungenutzte Kapazitäten, rezessionsbe- 
dingte Wertminderung von Kapitalgütern und Frei- 
setzung von Arbeitskräften entstanden sind, konnten 
dadurch bei weitem nicht kompensiert werden. 

Die große Elastizität der Produktion, die seit 1968 
fast unvermindert anhält, ist darauf zurückzuführen, 
daß die Kombination der Produktionsfaktoren und 
die Qualität der Kapitailgü'ter verbessert worden 
sind. 

Die Investitionen der Unternehmen und des Staates 
haben diese hohe Eigendynamik bewirkt. Die An- 
lageinvestitionen stiegen inisgeisamt um 

8 V. H. 1968 und um 

12.8 V. H. 1969, 

gegenüber dem jeweiligen Vorjahr; darunter die 
Ausrüstungsinvestiitionen um 

10,5 V. H. 1968 und um 

24.8 V. H. 1969. 

Entsprechend erreichte der Anteil der Ausrüstungs- 
investitionen am Bruttos ozialproidukt 1969 den Re- 
kordwert der Sechziger Jahre von 12,4 v. H. Die 
Investitionen des Staates nahmen insgesamt um 

9,4 V. H. 1968 und um 
6,6 V. H. 1969 

zu (Tabelle 1). 


Anlageinvestitionen 

— in Preisen von 1962 — 

Mio DM 



Quelle: Statistisches Bundesamt 


Anlageinvestitionen — 
Veränderungen gegenüber dem Vorjahr 

- in Preisen von 1962 - 
v.H. 



[J Investitionen des Staates 
Quelle: Statistisches Bundesamt 


Investitionsquoten 

B Anteil der Anlageinvestitionen am Brutto-Sozialprodukt 
Anteil der Investitionen des Staates am Brutto-Sozialprodukt 

V.H. 



Quelle: Statistisches Bundesamt 

Die Konjunkturpolitik der Bundesregierung, deren 
Ziel Stabilisierung ohne Stagnation ist, muß von 
einer zwar spannungslosen, aber auch ausreicheniden 
Auslastung dieser zusätzlichen Kapazitäten ausge- 
hen, wenn ,sie das mittelfristige Wachstumsziel er- 
reichen unid rezessive Erscheinungen von Anfang an 
verhindern will. 

5. Diese beachtliche Ausweitung der Kapazitä- 
ten iseit der Rezössiion ist durch die staatliche An- 
regung und Förderung der privaten Investitionen 
im Jahre 1967 in Gang gesetzt worden; sie wurde 
durch Investitionen der öffentlichen Hände im In- 
frastrukturbereich begünstigt. Im weiteren Konjunk- 
turaufschwung nahmen die Unternehmen erwar- 
tungsgemäß Erweiterungsinvestitionen vor. Diese 
Inveistitionssteigerungen haben wegen der fehlen- 
den außenwirtschaftlichen Absicherung zu bemer- 
kenswerten Erhöhungen der industriellen Erzeugeir- 
preise geführt. Bei isteigender inländischer Nachfrage 
nach Inveistitionsgütern stieg die Ausfuhr 1968 und 
1969 jeweils um rund 15 v. H. Die fehlende außen- 
wirtschaftliche Absicherung ging somit auch zu La- 
sten des auf den Binnenmarkt ausgerichteten Po- 
tentials. 

6 . Das Arbeitsvolumen wuchs 1969 gleichfalls er- 
heblich stärker als zuvor. Die Zahl der Erwerbs- 
tätigen stieg il969 um 1,7 Vo, nach 0,2 Vo im Jahre 
1968. Dieise Zunahme wurde durch einen weiteren 
Rückgang der Erwerbslosigkeit und durch einen star- 
ken Zustrom lausländischer Arbeitskräfte bewirkt. 
Unterschiede im internationalen Lohnniveau ließen 
darüber hinaus die Zahl der Einpendler in Grenz- 
gebieten weiter ansteigen. 

Dennoch besteht in einigen Regionen der Bundes- 
republik Deutschland, vor allem während der Win- 
termonate, seit Jahren beträchtliche Arbeitslosigkeit 
(Tabelle 2). Mit ihrer regionalen Strukturpolitik 
will die Bundesregierung auch diese Gebiete zur 
Vollbeschäftigung hinführen. Damit verbreitet sie 
zugleich das Angebot an inländischen Arbeitskräf- 
ten und erhöht die Wachstumschancen der deut- 
schen Wirtschaft. 

7. Infolge der starken Investitionstätigkeit und des 
ausgeweiteten Arbeitsvolumens übersteigt die Zu- 
nahme des Produktionspotentials seit 1968 den mit- 
telfristigen Durchschnitt der vergangenen Jahre von 
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etwa 4 V. H. deutlich. Der Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick^ 
lung hat in seinem Jahresgutachten 1967/68 bei der 
Quantifiziierung des Wachstumsspielraums der Auf- 
schwungjahre 1968 und 1969 eine investitionsbe- 
dingte Ausweitung der Kapazitäten um 4 v. H. pro 
Jahr angenommen. Dieser mittelfristige Wachstums- 
trend hat sich — zumindest für einige Jahre — um 
etwa 1 V. H. nach oben verschoben. Die Investitionen, 
der durch sie realisierte technische Fortschritt und 
der Einsatz der Arbeitskräfte für qualifiziertere Ar- 
beiten haben die Produktivität der Wirtschaft erheb- 
lich erhöht. Diese Entwicklung in den Jahren 1968 
und 1969 hat, unterstützt durch eine gute Weltkon- 
junktur, politische Stabilität und die zielgerechte 
Politik der Bundesregierung, das „Produktivitäts- 
und Wachstumswmnder" der deutschen Wirtschaft 
ermöglicht, das kein Wunder, sondern Ergebnis 
rationaler Wirtschaftspolitik war. 


8 . Wachstumsfördernd war die angebotserweitern- 
de und strukturverbessernde Ausgabenpolitik des 
Bundes besonders im Bereich der regionalen und 
sektoralen Strukturpolitik, Die Ausgaben des Bun- 
des mit Schwerpunkt im investiven Bereich sind 

1968 um 3,2 v. H. und 

1969 um 9,3 v. H. gestiegen (Tabellen 3.1 bis 3.3). 

Die Entwicklung dieser Ausgaben von 1967 bis 1970 
zeigt neben den negativen Wirkungen der Rezession 
1967 deutlich die Auswirkungen der konjunkturbe- 
dingten Sperren auf wichtige investive Positionen 
des Haushaltes 1970, die eine Folge der konjunktu- 
rellen Fehlentscheidungen im Frühjahr 1969 sind. 
Bei rechtzeitiger Sicherung einer gleichgewichtigen 
konjunkturellen Entwicklung — wie sie § 1 des Ge- 
setzes zur Förderung der Stabilität und des Wachs- 
tums der Wirtschaft definiert — wären die Möglich- 
keiten des Staates, die Umstrukturierung der öffent- 
lichen Ausgaben im investiven Bereich gezielt vor- 
anzutreiben, erheblich höher gewesen. Die Zuwachs- 
rate der Ausgaben mit Schwerpunkt im investiven 
Bereich mußte aus stabilitätspolitischen Gründen im 
Haushaltsentwurf 1970 von 14,6 v. H. auf 4,5 v. H. 
herabgesetzt werden (Tabelle 3.1). 


9 . Mit den verstärkten Finanzhilfen der regionalen 
Strukturpolitik trägt die Bundesregierung zu einem 
wesentlich rationelleren Einsatz der Produktions- 
faktoren in bisher schwach entwickelten Räumen bei. 
Die dafür im Bundeshaushalt (Tabelle 4) und aus 
dem ERP-Sondervermögen (Tabelle 5) bereitgestelT 
ten Mittel sind in den letzten Jahren kräftig erhöht 
worden. Hinzu treten die Mittel aus der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer, die als steuerfreie Investi- 
tionszulage für Ansiedlungs- und Erweiterungsvor- 
haben in den Fördergebieten gewährt werden (Ta- 
belle 4). Schließlich stehen Mittel der Bundesanstalt 
für Arbeit und beträchtliche Landesmittel für die 


Ü Jahresgutachten 1967/68: Stabilität im Wachstum, Sach- 
verständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung, Ziff. 317. 


Für Regionaiförderung verfügbare Haushaltsmittel 
des Bundes 

einschließlich neuer Verpfiichtungsermächtigungen 

Mio DM 
400 
350 
300 
250 
200 


150 

100 L, . ^ ^ 1 K- 

1965 1966 1967 1968 1969 1970 

regionale Wirtschaftsförderung zur Verfügung 
(Tz. 23). 

10 . Die Wachstums- und produktivitätssteigernden 
Wirkungen der regionalen Finanzhilfen des Bundes 
wurden seit 1967 permanent verstärkt. Durch die 
Umstellung der Bundeshilfen von zinsgünstigen Kre- 
diten auf Investitionszuschüsse wurde die multipli- 
kative Wirkung vervielfacht: Eine DM Haushalts- 
mittel der regionalen Wirtschaftsförderung des Bun- 
des hat 1967 knapp 3 DM Investitionen in der ge- 
werblichen Wirtschaft gefördert; 1969 waren es pro 
1 DM schon fast 12 DM. Der Gesamtbetrag der ge- 
förderten Investitionen stieg von 630 Millionen DM 
im Jahre 1967 auf 3 920 Millionen DM im Jahre 1969 
(Tabelle 6). 

Damit sind jedoch nur die direkten Wirkungen der 
Investitionsförderungsmaßnahmen quantifiziert; hin- 
zu kommen noch diejenigen Investitionen, die als 
Folgewirkung der angeregten Kapazitätserweiterung 
auf vor- und nachgelagerten Stufen entstehen. Die 
bisherigen Erfahrungen mit der staatlichen regiona- 



Multiplikative Wirkung der Regionalen Finanzhilfen 




1967 


Förderungsmittel 



1969 


Verhältnis: 

1967-1:3 


damit gefördertes Investitionsvolumen 1 969 -1:12 
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len Wirtschaftsförderung zeigen beispielsweise, daß 
mit jedem neuen Arbeitsplatz im sekundären Be- 
reich zumindest ein Arbeitsplatz im tertiären Be- 
reich ohne staatliche Förderung entsteht. 

Bereits die Höhe der unmittelbar ermöglichten In- 
vestitionen macht die Bedeutung der angebotsför- 
dernden regionalen Strukturpolitik für das Wachs- 
tumspotential der Wirtschaft und damit für ein ste- 
tiges und angemessenes Wachstum ausreichend deut- 
lich. 

11. Die Erfolge im letzten Jahre lassen sich gerade 
durch das Zurückgehen der strukturellen regionalen 
Arbeitslosigkeit in besonders wirtschaftsschwachen 
Räumen nachweisen (Tabelle 2). Die angegebenen 
Zahlen zeigen im Jahresvergleich, daß die auf Grund 
des vorhandenen Produktionspotentials mögliche 
Wohlstandssteigerung nicht ausgeschöpft ist; die 
überwiegend durch strukturelle Mängel verursachte 
Arbeitslosigkeit nimmt zwar stetig, aber nur lang- 

Arbeitslose in ausgewählten Arbeitsamtsbezirken 
innerhalb der Gebiete der Regionalen Aktionsprogramme 
und im gesamten Bundesgebiet (Tabelle 2) 

(in V. H. der abhängig Beschäftigten) 
v.H. 



Quelle: Bundesminister für Arbeit und Soziabrdnung, 

Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg. 

sam ab. Es ist daher festzustellen: Die strukturellen 
Probleme können nur durch regionale Strukturpoli- 
tik bei guter Konjunkturlage gelöst werden. Die 
Bundesregierung wird ihre regionale Strukturpolitik 
im Rahmen der Regionalen Aktionsprogramme^) zu- 
sammen mit den Bundesländern fortsetzen. Die Er- 
folge des Jahres 1969 ermutigen sie dazu (vgl. 
Tz. 24). 

Es bedarf weiter einer umfassenden Gesamtkonzep- 
tion für die räumlich-strukturelle Entwicklung des 
Bundesgebietes. Die Bundesregierung wird deshalb 
Zielvorstellungen für die räumliche Entwicklung in 
ihrem Raumordnungsprogramm erarbeiten. Die 


-) Vgl. Intensivierung und Koordinierung der regionalen 
Strukturpolitik, Vorschläge des Bundesministers für 
Wirtschaft, BMWi-Texte, S. 18 
'‘^) s. Kurzfassung und synoptische Übersicht über die 12 
Regionalen Aktionsprogramme im Anhang B 


strukturwirksamen Maßnahmen des Bundes werden 
sich in dieses Bundesraumordnungsprogramm ein- 
fügen. 

12. Auch die sektorale Strukturpolitik der Bundes- 
regierung hat die Kapazitäten der Wirtschaft er- 
weitert und ihre Produktivität verbessert. Die Bun- 
desregierung fördert sowohl den Einsatz von Ka- 
pital bei zukunftssichernden Forschungs- und Ent- 
wicklungsvorhaben als auch die Anpassung des Pro- 
duktionsapparates an die sich wandelnde Nachfrage. 
Für dennoch notwendige unterstützende Maßnah- 
men im Bereich der sektoralen StrukturpoMtik hat 
die Bundesregierung seit 1965 erhebliche Mittel be- 
reitgestellt (Tabelle 7). Sie geht jedoch davon aus, 
daß sich der Anpassungs- und Umstrukturierungs- 
prozeß in der Regel am Martk vollzieht. 

In einer wachsenden Wirtschaft erfordert der Wandel 
der sektoralen Strukturen erhebliche Anpassungs- 
bereitschaft der Arbeitskräfte. Die berufliche und 
räumliche .Mobilität der Arbeitnehmer wird insbe- 
sondere mit dem Arbeitsförderungsgesetz vom 25. 
Juni 1969 verbessert. Die Bundesanstalt für Arbeit 
hat die Hilfen, die dem Arbeitnehmer die Anpassung 
an den wirtschaftlichen Wandel erleichtern, erheb- 
lich verstärkt (Tz. 18). 

13. Rückläufig war in den letzten Jahren vor allem 
die Zahl der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft, 
im Bergbau, in der eisen- und metallerzeugenden 
Industrie, in der Textilindustrie und in einigen 
Zweigen der Nahrungs- und Genußmittelindustrie. 
Schwerpunkt der Beschäftigtenexpansion waren die 
chemische und die metallverarbeitende Industrie 
sowie die privaten und öffentlichen Dienstleistungs- 
bereiche (Tabellen 8.1 und 9.1). In einigen Wirt- 
schaftszweigen wurden Beschäftigte bei steigender 
Produktion auf Grund arbeitssparender und pro- 
duktivitätsfördernder Investitionen frei; hierdurch 
wurde eine dem Wachstum dienlichere Kombination 
der Faktoren ermöglicht. 

Eine spannungsarme konjunkturelle Entwicklung er- 
leichtert den Arbeitsplatzwechsel. Der Nachfragesog 
aus Bereichen, in denen die Arbeitsplätze im allge- 
meinen sicherer und produktiver sihd, bestimmt die 
Richtung des Wanderns. In einer längerfristig stag- 
nierenden Wirtschaft dagegen kann Unterbeschäfti- 
gung eintreten, ohne daß mit ihr stabilisierende Wir- 
kungen verbunden sein müssen, Deshalb werden in 
der stagnierenden Wirtschaft die sozialen Härten des 
sektoralen Strukturwandels beträchtlich verschärft, 
wie die Kohlenkrise in der Folge der Rezession 
1966/67 deutlich gezeigt hat; das ist die eine Seite. 
Die andere Seite: übersteigerte Preise und Preis- 
erwartungen hemmen ebenfalls den Wechsel der 
Arbeitskräfte und des Kapitals in wachstumsträch- 
tigere Branchen. Das führt zu Wachstumsverlusten; 
die Faktorkosten werden zu Lasten des Verbrau- 
chers oder zu Lasten des Steuerzahlers erhöht. 
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ii. Allgemeine Mittel *) der Strukturpolitik 


14 . Die Bundesregierung hat die eingeleitete gene- 
relle Förderung des technischen Fortschritts weiter- 
entwickelt. Die im Strukturbericht 1969 angekün- 
digte Zulage von 10 v. H. gemäß § 2 des Investiti- 
onszulagengesetzes (InvZulG) vom 18. August 1969 
für Investitionen, die der industriellen Forschung 
und Entwicklung dienen, ist seit dem 1. Januar 1970 
in Kraft. Es wird damit gerechnet, daß die Steuer- 
mindereinnahmen auf Grund dieses Gesetzes bei 
Bund und Ländern im Jahre 1970 etwa 125 Millionen 
DM betragen und in den folgenden Jahren zuneh- 
men. 

Die verstärkt geförderte Gemeinschaftsforschung 
und -entwicklung, die insbesondere den kleinen und 
mittleren Unternehmen zugute kommt, trägt dazu 
bei, Leistungsreserven zu aktivieren, die in den 
Rationalisierungsmöglichkeiten gerade der Klein- 
und Mittelindustrie stecken. Hierfür sind im Haus- 
halt des BMWi für 1970 25 Millionen DM vorge- 
sehen (diese Mittel sind in den in Tz. 15 genannten 
Zahlen enthalten). 

Das Programm des Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft zur Entwicklung neuer Technologien 
wird weiter ausgebaut. 

15 . Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
daneben Innovationen von besonderer volkswirt- 
schaftlicher Bedeutung gefördert werden müssen, 
die sonst wegen des hohen Risikos für das jeweilige 
Unternehmen nicht oder nur erheblich verzögert 
verwirklicht würden. Daher sind im Haushalt des 
Bundesministers für Wirtschaft für das Jahr 1970 
erstmals 6,5 Millionen als bedingt rückzahlbare Zu- 
schüsse an solche Unternehmen vorgesehen, die ein 
neues Produkt oder Verfahren von besonderer 
volkswirtschaftlicher Bedeutung in den Produktions- 
prozeß einführen. 

Für die Förderung der auf technisch-wirtschaftliche 
Zwecke gerichteten Forschung und Entwicklung so- 
wie der Erstinnovation sieht der Bundeshaushalt^) 
folgende Mittel®) vor: 

Jahr 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 


Millionen DM 19,5 20,9 23,1 37 45 54 64 

Von den für 1970 vorgesehenen Mitteln wurden 
10 Millionen DM aus konjunkturellen Gründen vor- 
läufig gesperrt; die Förderung der Erstinnovation 
muß daher vorerst zurückgestellt werden. 

16 . Die Bundesregierung will den kleinen und mitt- 
leren Unternehmen die Anpassung an den techni- 

'*) zur Abgrenzung vgl. Strukturbericht 1969 der Bundes- 
regierung, Drucksache V/4564 vom 4. 7. 1969, S. 4 
5) Kap./Tit. 09 02 685 16 
®) vgl. Anmerkung 3 in Tabelle 7 
7) Kap./Tit. 09 02, 685 10, 685 11, 685 12, 685 13 
®) vgl. Anmerkung 3 in Tabelle 7 


sehen Fortschritt und an wirtschaftliche Strukturver- 
änderungen weiterhin erleichtern, um die Leistungs- 
fähigkeit der Wirtschaft zu erhöhen. Hierfür stellt 
die Bundesregierung Zuschüsse aus dem Bundes- 
haushalt, ferner zinsgünstige ERP-Kredite (Tz. 17) 
sowie Bürgschaften oder Rückbürgschaften zur Ri- 
sikominderung bereit. Die Mittel des Bundeshaus- 
halts dienen vorwiegend der Gewerbeförderung. 

Als Schwerpunkte der Gewerbeförderung betrachtet 
die Bundesregierung 

— - Untersuchung spezieller Probleme kleiner und 
mittlerer Unternehmen, 

— Information der Selbständigen über Erkenntnisse 
und Verfahren ziir Steigerung der Leistungs- 
fähigkeit, insbesondere durch Betriebsberatung, 

— Bau und Einrichtung von Institutionen der Be- 
rufsbildung und Anpassung der Aus- und Fort- 
bildung an den technischen Fortschritt. 

Für die Gewerbeförderung „im engeren Sinne“ sind 
bisher bereitgestellt und im Haushalt des BMWi 
vorgesehen^) ®); 

Jahr 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 


Millionen DM 18,5 16,1 17,3 20,4 21,9 23,0 24,1 

Für 1970 sind davon aus' konjunkturellen Gründen 
1 Million DM vorläufig gesperrt. 

Ebenso kommen die Arbeiten des Rationalisierungs- 
kuratoriums der Wirtschaft (RKW) überwiegend 
kleinen und mittleren Unternehmen zugute; sie 
werden aus dem Haushalt des BMWi mit jährlich 
rund 10 Millionen DM unterstützt. 

17 . Bei den Kredithilfen wurden die ERP-Program- 
me für die typisch mittelständischen Bereiche gegen- 
über 1969 um 20 v. H. aufgestockt. Auch die Mittel 
für die Kreditprogramme zur Existenzgründung 
von Nachwuchskräften und zur Errichtung von Be- 
trieben in neuen Wohnsiedlungen werden erhöht, 
ebenso die Mittel für die Förderung des Einsatzes 
der elektronischen Datenverarbeitung in kleinen 
und mittleren Unternehmen. 

Durch Rückbürgschaften des Bundes und der Länder 
werden mittelständische Selbsthilfeeinrichtungen, 
z. B. Kreditgarantiegemeinschaften, die auch mit 
ERP-Mitteln gefördert werden, in die Lage versetzt, 
mittelständischen Unternehmen bei Fehlen dingli- 
cher Sicherheiten die Kreditaufnahme zu erleichtern. 

Als neuer Schwerpunkt ergibt sich die Förderung 
der Beteiligungsfinanzierung. Zur Verbesserung der 
Kapitalsituation in kleinen und mittleren Unter- 
nehmen wird die Bundesregierung die Tätigkeit 
von Kapitalbeteiligungsgesellschaften fördern, die 
bereit sind, sich an solchen Unternehmen zu beteili- 
gen. Sie wird solchen Kapitalbeteiligungsgesellschaf- 
ten zinsgünstige ERP-Kredite zur Refinanzierung 
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von Beteiligungen zur Verfügung stellen. Damit soll 
deren Kapitaldienst verbilligt werden. 

Zudem soll die Tätigkeit neu zu gründender Beteili- 
gungsgarantiegemeinschaften mit ERP-Krediten und 
Rückbürgschaften des Bundes gefördert werden. 

Vorschläge von privater Seite für die Gründung von 
Beteiligungsgarantiegemeinschaften im Wege der 
Selbsthilfe sind bereits gemacht und von den ange- 
sprochenen Kreisen mit großem Interesse aufge- 
nommen worden. 

Der vom Bundesminister für Wirtschaft erstellte und 
von der Bundesregierung verabschiedete Entwurf 
des ERP-Wirtschaftsplans für 1970 enthält zugunsten 
der mittelständischen gewerblichen Wirtschaft ins- 
gesamt Finanzierungshilfen in Höhe von 342 Mil- 
lionen DM (1969 = 285,5 Millionen DM). Davon 
sind u. a. für die regionalen Fördergebiete (Regio- 
nale Aktionsprogramme) 167,5 Millionen DM (1969 
130 Millionen DM), für die gewerbliche Wirt- 
schaft in Agrargebieten 40 Millionen DM (1969 
= 35 Millionen DM), für Existenzgründungen von 
Nachwuchskräften und zur Errichtung von Betrieben 
in neuen Wohnsiedlungen 70 Millionen DM (1969 
60 Millionen DM) und für die Anwendung der 
elektronischen Datenverarbeitung 15 Millionen DM 
'1969 = 10 Millionen DM) vorgesehen. 

18 . Die Anpassungsfähigkeit der Arbeitnehmer an 
den Strukturwandel (Tz. 13) wird weiterhin insbe- 
sondere im Rahmen der Berufsbildungspoltik und 

Näheres im Sozialbericht 1970 der Bundesregierung, 
Drucksache VI/643 vom 20. April 1970 


III. Regionale Strukturpolitik 

19 . Die Bundesregierung hat zusammen mit den 
Länderregierungen seit 1969 zwölf Regionale 
Aktionsprogramme verabschiedet, die zur Verbesse- 
rung der Lebensverhältnisse in den strukturschwa- 
chen Räumen beitragen (vgl. auch Artikel 72 Abs. 2 
Nr. 3 GG). Mit diesen Programmen hat der Bund für 
die regionale Wirtschaftspolitik ein modernes Pla- 
nungsinstrument geschaffen, das es ermöglicht, die 
vielfältigen Probleme der regionalen Wirtschafts- 
struktur zu erfassen und ihre Lösung auf allen Ebe- 
nen besser zu koordinieren und zu intensivieren. 
Förderungsmittel des Bundes und der Länder wer- 
den jetzt gemeinsam eingeplant und auf einen fünf- 
jährigen Zeitraum — bei jährlicher Fortschreibung — 
projektiert. Diese Planung verbessert die Transpa- 
renz der Hilfen und sichert ein einheitliches Präfe- 
renzsystem in den Fördergebieten. Die Regionalen 
Aktionsprogramme setzen sachliche und räumliche 
Schwerpunkte, um eine höhere Effizienz der Mittel 
zu erreichen. 

Regionale Aktionsprogramme (Kurzfassung s. An- 
hang B) sind für folgende Aktionsräume im Intermi- 
nisteriellen Ausschuß für regionale Wirtschaftspoli- 
tik (IMNOS) der Bundesregierung festgelegt wor- 
den: 


Arbeitsmarktpolitik gefördert. Diesem Ziel dienen 
das neue Berufsbildungsgesetz (vom 14. August 
1969), das Arbeitsförderungsgesetz (vom 25. Juni 
1969) und das Ausbildungsförderungsgesetz, das 
am 1. Juli 1970 in Kraft tritt. Das neu einzurichtende 
Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung in Berlin 
sowie die Berufsbildungsausschüsse auf Bundes-, 
Landes- und Kammerebene haben den gesetzlichen 
Auftrag, die berufliche Bildung an die strukturellen 
Veränderungen anzupassen und die Arbeitnehmer 
auf diesen Wandel vorzubereiten. 

Das Arbeitsförderungsgesetz hat die Möglichkeiten 
der Bundesanstalt für Arbeit zur Förderung der Mo- 
bilität der Arbeitskräfte erheblich erweitert und 
verbessert®). Die Mobilität wird insbesondere durch 
finanzielle Hilfen bei der beruflichen Ausbildung, 
Fortbildung und Umschulung gefördert. So führt die 
Bundesanstalt mit stark erhöhten Mitteln (Ta- 
belle 10) Programme durch, mit deren Hilfe ent- 
weder neue berufliche Kenntnisse und Fertigkeiten 
vermittelt oder bereits vorhandene Kenntnisse er- 
weitert werden. Teilnehmer und ihre Familien er- 
halten Unterhaltsbeihilfen, die 130 v. H. bis 140 v. H. 
des Arbeitslosengeldes betragen. Die Hilfen werden 
an die wirtschaftliche Entwicklung angepaßt. Die 
Bundesanstalt stellt zudem Darlehen und Zuschüsse 
für die Einrichtung von Bildungsstätten zur Ver- 
fügung; in Ausnahmefällen können auch ihre lau- 
fenden Kosten einbezogen werden. 

Einen Beitrag zur beruflichen Aus- und Fortbildung 
von Führungskräften der Wirtschaft stellen auch die 
aus Mitteln des BMWi unterstützten Kurse im Rah- 
men des „Universitätsseminars der Wirtschaft" dar. 


— Schleswig/Dithmarschen 

— Holstein 

— Niedersächsisches Zonenrandgebiet 

— Nordwestniedersachsen 

— Hessische Bundesfördergebiete 

— Eifel/Hunsrück 

— Mittelrhein/Lahn/Sieg 

— Saarland/Westpfalz 

— Unterfränkisches Zonenrand- und Aiisbaugebiet 

— Oberfränkisch-nordoberpfälzisches Zonenrand- 
und Ausbaugebiet 

— Westbayerisches Ausbaugebiet 

— Ostbayerisches Zonenrand- und Ausbaugebiet. 

20 . ln den Aktionsprogrammen werden Bundes- 
fördergebiete (Zonenrandgebiet, Bundesausbauge- 
biete, Bundesausbauorte) und Landesfördergebiete 
zusammengefaßt. Die zwölf Programme erfassen 
eine Fläche von 119 100 qkm; das ist fast die Hälfte 
des Bundesgebietes, ln den Aktionsräumen leben 
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15,6 Millionen Menschen, rund 25 v. H. der Einwoh- 
ner der Bundesrepublik. Innerhalb dieser Räume 
wird die Förderung auf ausgewählte Schwerpunkte 
konzentriert. Die Errichtung neuer gewerblicher Pro- 
duktionsbetriebe wird grundsätzlich nur in Schwer- 
punkten, Vorhaben der Betriebserweiterung, der 
Umstellung, der grundlegenden Rationalisierung und 
der Entwicklung des Fremdenverkehrs werden auch 
außerhalb der Schwerpunkte gefördert. Auch die 
Infrastrukturmaßnahmen werden auf Schwerpunkte 
abgestellt. 

21 . In den zwölf Aktionsräumen wurden 250 ge- 
werbliche „Schwerpunktorte'' ausgewählt. Vor Ein- 
führung des Schwerpunktkonzepts konnte in der 
Bundesrepublik jeder Ort innerhalb der Förderge- 
biete Strukturhilfen erhalten; dies führte zu einer 
ineffizient breiten Streuung der Mittel. In den Regio- 
nalen Aktionsprogrammen sind von den 250 neuen 
Schwerpunktorten 29 als „übergeordnete Schwer- 
punkte" mit einer erhöhten Förderpräferenz ausge- 
stattet. Weitere 19 Schwerpunkte in unmittelbarer 
Nähe der Zonengrenze genießen ebenfalls diese er- 
höhte Präferenz von bis zu 25 v. H. der Investitions- 
summe. 

Setzt man die Zahl der Schwerpunkte in Beziehung 
zur Einwohnerzahl der Aktionsräume, so entfallen 
im Durchschnitt 62 400 Einwohner auf einen Schwer- 
punkt. Die durchschnittliche Einwohnerzahl je 
Schwerpunkt liegt in den norddeutschen Aktions- 
räumen höher und erreicht in Holstein den Spitzen- 
wert von 187 500; den niedrigsten Wert mit 29 400 
Einwohnern je Schwerpunkt ergibt der Aktionsraum 
Ostbayern. Das Schwerpunktkonzept zielt darauf ab, 
möglichst große, auf Dauer ohne staatliche Förde- 
rung lebensfähige Wirtschaftsräume und -Zentren zu 
schaffen. 

Die regionalen Aktionsprogramme bedürfen einer 
Ergänzung durch verstärkte Anstrengungen im so- 
zialen Wohnungsbau. Das in Vorbereitung befind- 
liche langfristige Wohnungsbauprogramm des Bun- 
des wird entsprechende regionale Förderungs- 
schwerpunkte vorsehen. Hinsichtlich der Abstim- 
mung der Finanzhilfen des Bundes für städtebauliche 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen mit ande- 
ren vom Bund oder den Ländern geförderten oder 
durchgeführten Maßnahmen wird auf § 56 Abs. 2 des 
Regierungsentwurfs des Städtebauförderungsgeset- 
zes hingewiesen (Drucksache VI/510). 

22 . Für die in die Aktionsprogramme eingeplanten 
Förderungsmaßnahmen gelten in allen Ländern die 
Richtlinien des Regionalen Förderungsprogramms 
der Bundesregierung Danach sind die verschiede- 
nen Investitionsanreize für gewerbliche Unterneh- 
men in ein Präferenzsystem eingeordnet, das für die 
zulässige Verbilligung der Investitionskosten fol- 
gende Höchstwerte festlegt: 

In die Aktionsprogramme sind einige gewerbliche 
Schwerpunkte einbezogen, für die nur eine Förderung 
aus Landesmitteln mit dem Höchstwert von 10®/o 
vorgesehen ist. 


Grundlegende Rationalisierung und 

Umstellung 10 v. H. 

Errichtung und Erweiterung 15 v. H. 

Errichtung und Erweiterung von Produk- 
tionsbetrieben in übergeordneten Schwer- 
punkten 

— außerhalb des Zonenrandgebietes 20 v. H. 

— innerhalb des Zonenrandgebietes 25 v. H. 

Für den Ausbau der kommunalen Infrastruktur 
sehen die Richtlinien des Regionalen Förderungs- 
programms Zuschüsse des Bundes bis zu 60 Vo der 
Investitionskosten vor. Dieser Höchstwert kann bei 
Vorhaben in unmittelbarer Nähe der Zonengrenze 
überschritten werden. Gefördert werden insbeson- 
dere die Erschließung von Industriegelände, der 
Ausbau der Verkehrsverbindungen, Anlagen für die 
Energie- und Wasserversorgung sowie die Abwas- 
serbeseitigung und öffentliche Einrichtungen der 
beruflichen Aus- und Fortbildung und des Fremden- 
verkehrs. Neu geschaffen wurde die Möglichkeit, für 
den kommunalen Vorratserwerb von Industriege- 
lände in gewerblichen Schwerpunkten zinslose Kre- 
dite zu geben. Schließlich sind für 1970 zinsgünstige 
ERP-Kredite in Höhe von 125 Millionen DM für sol- 
che kommunalen Investitionen vorgesehen, die die 
Attraktivität der gewerblichen Schwerpunkte weiter 
erhöhen. 

Die Maßnahmen der regionalen Strukturpolitik sol- 
len nach der Verabschiedung des Städtebauförde- 
rungsgesetzes durch Finanzierungshilfen des Bundes 
zur Förderung der städtebaulichen Erneuerung und 
Entwicklung ergänzt und unterstützt werden. 

23 . Für die Finanzierung der regionalen Wirt- 
schaftsförderung stehen Haushaltsmittel des Bundes 
und der Länder, ERP-Mittel, zinsgünstige Kredite der 
Bundesanstalt für Arbeit und die Investitionszulage 
nach § 1 des Investitionszulagengesetzes (InvZulG) 
vom 18. August 1969 zur Verfügung. Ferner können 
in bestimmten Fällen Mittel der Europäischen Inve- 
stitionsbank, Darlehen nach Artikel 56 EGKS-Ver- 
trag sowie Investitionsprämien nach § 32 Kohle- 
gesetz in Anspruch genommen werden. Hinzu kommt 
das „Gemeinsame Strukturprogramm" zur Verbesse- 
rung der Infrastruktur, das für die Jahre 1968 bis 
1970 vom Bund und von der Bundesanstalt für 
Arbeit zusätzlich finanzierte öffentliche Investitio- 
nen in Höhe von insgesamt 1,3 Mrd. DM vorsieht. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Mittel des 
Regionalen Förderungsprogramms (einschließlich 
neuer Verpflichtungsermächtigungen) von 173,8 Mil- 
lionen DM im Jahre 1969 auf 353,8 Millionen DM 
im Jahre 1970 zu erhöhen. 

Das in diese Programme für 1970 einplanbare 
Finanzvolumen erhöht sich um die Summe der von 
den Finanzämtern auszuzahlenden Investitionszu- 
lagen (geschätzter Jahresbetrag 300 Millionen DM), 
die Kredite der Bundesanstalt für Arbeit (geschätz- 
ter Jahresbetrag 200 Millionen DM) und beträcht- 
liche, noch nicht abschätzbare Landesmittel auf einen 
Gesamtbetrag, der 1 Mrd. DM übersteigen wird 
(Tabelle 4). Da sich gleichzeitig das Schwergewicht 
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von der Kreditförderung auf die Zuschußförderung 
verlagert hat, ist die Wirksamkeit der öffentlichen 
Mittel überproportional gestiegen (vgl, Tz. 10). 

Als besonders wirksamer Investitionsanreiz er- 
weist sich erwartungsgemäß die rückwirkend zum 
1. Januar 1969 eingeführte steuerfreie Investitions- 
zulage in Höhe von 10 v. H. Bereits in den ersten 
Monaten dieses Jahres wurden vom Bundesminister 
für Wirtschaft auf Antrag Bescheinigungen über ein 
Investitionsvolumen von 2,9 Mrd. DM (Stichtag 
27. April 1970) erteilt. Die entsprechende Summe 
an Investitionszulagen beläuft sich, wenn das Ge- 
samtvolumen von den Finanzämtern gemäß § 3 
InvZulG als förderungsfähig anerkannt wird, auf 
rund 290 Millionen DM (zur Aufteilung nach Län- 
dern und Branchen vgl. Tabelle 11). Bei den Län- 
, dem befinden sich noch genehmigungsfähige An- 
träge über ein Investitionsvolumen von weiteren 
rund 3 Mrd, DM. 

24 , Diese beachtliche Ausweitung der Förderungs- 
möglichkeiten hat in Verbindung mit der Neuorien- 
tierung der gesamten regionalen Strukturpolitik und 
der k-onjunkturellen Situation bereits 1969 zu außer- 
gewöhnlichen Erfolgen geführt (Tabelle 12). Im 
Strukturbericht 1969 der Bundesregierung wurde das 
Ziel formuliert, mit Hilfe des Regionalen Förde- 
rungsprogramms durchschnittlich 20 000 zusätzliche 
Arbeitsplätze pro Jahr zu schaffen. Die Zahl der neu 
entstehenden Arbeitsplätze in Betrieben, die 1969 
mit Bundesmitteln gefördert wurden, wird aber be- 
reits 44 000 übersteigen. (Aufteilung nach Ländern: 
Tabelle 12). 

Hinzu kommen Arbeitsplätze, die allein mit Hilfe 
von Landesmitteln entstehen werden; genaue Zahlen 
sind der Bundesregierung bisher nicht bekannt. Da 
auch die für 1970 bereits vorliegenden Förderungs- 
anträge ähnliche Erfolgsziffern erwarten lassen, 
scheint die Annahme gerechtfertigt, daß seit Jahr- 
zehnten bestehende regionale Strukturprobleme in 
absehbarer Zeit abgebaut werden können. Neue 
lebensfähige Schwerpunkte fördern die Verdichtung 
auch in strukturschwachen Gebieten entsprechend 
den Zielen von Raumordnung, Landesplanung, 
Städtebau und regionaler Wirtschaftsförderung. 

25 . Die Bundesregierung wird die regionale Struk- 
turpolitik zusammen mit den Ländern im Rahmen 
der Gesetze zu den Gemeinschaftsaufgaben „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" vom 
6. Oktober 1969 und „Verbesserung der Agrarstruk- 
tur und des Küstenschutzes" vom 3. September 1969 
intensiv fortführen. In den durch Gesetz vorgesehe- 
nen Planungsausschüssen werden die Vertreter der 
Bundesregierung darauf hinwirken, daß die einge- 
leitete Intensivierung und Koordinierung der regio- 
nalen Strukturpolitik fortgesetzt wird. Der Bundes- 
minister für Wirtschaft bereitet eine Erfolgskontrolle 
im Bereich der regionalen Strukturpolitik vor, um 
die Effizienz der Mittel und Maßnahmen zu über- 
prüfen und, wenn nötig, zu erhöhen; dazu bedarf es 
aber noch erweiterter regionalstatistischer Informa- 
tionen. 


26 - Die Regionalen Aktionsprogramme weisen in 
ihren Zielen und Maßnahmen Unterschiede auf, die 
der jeweiligen Situation entsprechen. Während es 
im Zonenrandgebiet auch um einen Ausgleich für 
Nachteile aus der Teilung. Deutschlands und in indu- 
striellen Problemgebieten um das Abstützen einer 
notwendigen Umstrukturierung geht, steht im länd- 
lichen Raum die Entwicklungsaufgabe im Vorder- 
grund. Bis zur Mitte der 50er Jahre war die Regio- 
nalpolitik im ländlichen Raum vornehmlich darauf 
ausgerichtet, Arbeitsplätze für Flüchtlinge und Ver- 
triebene zu schaffen. Anschließend galt es, Arbeits- 
plätze für diejenigen Arbeitskräfte bereitzustellen, 
die infolge des agrarischen Strukturwandels aus der 
landwirtschaftlichen Produktion ganz oder teilweise 
ausschieden. 

In letzter Zeit ist die Bundesregierung hierbei in 
zunehmendem Maße zu einem umfassenden Konzept 
übergegangen, um dieser immer dringenderen Auf- 
gabe gerecht zu werden. Die Maßnahmen der Wirt- 
schafts-, Agrar- und Sozialpolitik werden gebündelt, 
um in bisher schwach entwickelten Räumen selbstän- 
dig wachstumsfähige Wirtschaftszentren zu schaffen. 
Bau und Ausbau von Verkehrswegen gewinnen hier- 
bei zunehmend an Bedeutung. Die Bundesregierung 
hat deshalb in ihrem Verkehrspolitischen Programm 
für die Jahre 1968 bis 1972 vom 19. Januar 1968 
eine Gesamtverkehrswegeplanung beschlossen, de- 
ren Methoden z. Z. im Bundesministerium für Ver- 
kehr erarbeitet werden. 

Im vergangenen Jahr hat die Zahl der landwirt- 
schaftlichen Erwerbstätigen insgesamt um 4 v. H. die 
Zahl der Lohnarbeitskräfte sogar um 10 v. H. abge- 
nommen ^^). Dieser Prozeß der Abwanderung aus 
der Landwirtschaft wird von der Bundesregierung 
durch Maßnahmen auf sozial- und bildungspoliti- 
schem Gebiet abgesichert und erleichtert. Auf die 
zeitliche Abstimmung mit dem Aufbau gewerblicher 
Arbeitsplätze wird hierbei geachtet. 

27 . Selbst hohe Investitionsanreize für die gewerb- 
liche Wirtschaft bleiben weitgehend unwirksam, 
wenn sie unkonzentriert auf die Fläche verteilt wer- 
den. Deshalb müssen in ländlichen Räumen Stand- 
ortverhältnisse geschaffen werden, die die ökonomi- 
schen, sozialen und kulturellen Vorteile der Ver- 
dichtungsräume bieten. Die hohen Aufwendungen 
für die erforderliche Infrastruktur und die Notwen- 
digkeit, ein Mindestmaß an Agglomerationsvorteilen 
entstehen zu lassen, zwingen zur Konzentration aller 
Bemühungen auf die in den Regionalen Aktionspro- 
grammen ausgewiesenen gewerblichen Schwer- 
punkte. Diese Schwerpunkte wirken ihrerseits wie- 
der belebend auf das Umland. Nur bei einer kon- 
zentrierten Entwicklung sind vorhaltende Erschlie- 
ßungsinvestitionen der öffentlichen Hand zu recht- 
fertigen. 

28 . Der ländliche Raum soll nicht nur industriali- 
siert, sondern in dafür geeigneten Gebieten auch 
für den Fremdenverkehr erschlossen werden. Hier- 


’^) vgl. Bericht der Bundesregierung über die Lage der 
Landwirtschaft 1970, Drucksache VI/372, S. 30 
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bei bieten sich für aus der Landwirtschaft ausschei- 
dende Kräfte Möglichkeiten, neue selbständige Exi- 
stenzen zu gründen. Besondere Bedeutung kommt 
dem Programm „Ferien auf dem Bauernhof" zu, da 
es für die Landwirte Zuerwerbsmöglichkeiten er- 
schließt. Auch bei der Entwicklung von Fremdenver- 
verkehrsgebieten muß konzentriert vorgegangen 
werden, damit eine für die autonome Weiterent- 
wicklung unabdingbare Mindestausstattung an Frem- 
denverkehrseinrichtungen möglichst schnell entsteht 
und mittelfristig ausgelastet wird. 

29 . Im Saarland überlagern sich exemplarisch re- 
gionale und sektorale Strukturprobleme. Die ein- 
seitige Abhängigkeit des Saarlandes vom Stein- 
kohlenbergbau und von der Eisen- und Stahlindu- 
strie trifft mit einer verkehrsungünstigen Lage zu- 
sammen. Komplementär zu den sektoralen Maß- 
nahmen im Steinkohlenbergbau (vgl. Tz. 36) betrei- 
ben Bundes- und Landesregierung regionale Struk- 
turpolitik für das Saarland im Rahmen des am 25. 
Juli 1969 von der Bundesregierung modifiziert ge- 
billigten Regionalen Aktionsprogramms „Saarland/ 
Westpfalz". Für dieses Programm, das binnen 5 Jah- 
ren zu 65 000 neuen Arbeitsplätzen führen soll (ge- 
fördert werden davon 32 500 Arbeitsplätze), sind 
1970 Mittel des Bundeshaushalts in Höhe von 50 
Millionen DM sowie 25 Millionen DM Verpflich- 
tungsermächtigungen vorgesehen. Hinzu kommen 
ERP-Kredite sowie Investitionszulagen und -prä- 
mien. Im saarländischen Teil dieses Aktionspro- 
gramms — eines der beiden Programme, die Län- 
dergrenzen überschreiten — sollen jährlich 5 000 
Arbeitsplätze gefördert werden. Schon im Anlauf- 
jahr 1969 (ab 25. Juli) konnten für 3 790 neue Ar- 
beitsplätze öffentliche Hilfen bereitgestellt werden. 
Die Liste der Unternehmen, die an der Saar Betriebe 
errichten oder erweitern wollen, umfaßt gegenwär- 
tig 57 Bewerber mit einem Investitionsvolumen von 
etwa 1,5 Milliarden DM und rund 20 000 geplanten 
Arbeitsplätzen. Unter Ausnutzung aller verfüg- 
baren Finanzierungsmöglichkeiten wird die Bundes- 
regierung diese Investitionsabsichten so unterstüt- 
zen, daß die Ziele des Aktionsprogrammes schneller 
als ursprünglich vorgesehen erreicht werden kön- 
nen. An ERP-Mitteln (einschl. neuer Verpflichtungs- 
ermächtigungen) stehen 1970 für das Saarland allein 
236,4 Millionen DM zur Verfügung. 

30 . Teilweise in Überschneidung mit typischen 
Entwicklungs- und Umstrukturierungsaufgaben sind 
die von der Teilung Deutschlands besonders betrof- 
fenen Gebiete aus politischen Gründen unverändert 
förderungsbedürftig. Das seit langer Zeit prakti- 
zierte und immer wieder verbesserte Maßnahmen- 
bündel konnte ein Zurückbleiben hinter der allge- 
meinen Entwicklung verhindern. Nach den „Abstim- 
mungsgrundsätzen" von 1969^^) muß jedoch bei 
jeder weiteren Intensivierung der regionalen Struk- 


1-) Grundsätze des Konjunkturrates für die Abstimmung 
der Förderungsmaßnahmen des Bundes, der Länder 
und Gemeinden in der regionalen und sektoralen 
Strukturpolitik, abgedruckt als Anlage 3 zum Struk- 
turbericht 1969 der Bundesregierung, Drucksache 
V/4564 


turpolitik darauf geachtet werden, daß die höchsten 
Förderungspräferenzen Berlin und dem Zonenrand- 
gebiet Vorbehalten bleiben. 

31 . In Berlin bietet das Berlinhilfegesetz gewerb- 
lichen Unternehmen vielfältige Hilfen. Dies sind 
u. a. Vergünstigungen bei der Umsatzsteuer für den 
Berliner Produzenten und den westdeutschen Ab- 
nehmer in Höhe von insgesamt 8,4 v. H. des jeweili- 
gen Rechnungsbetrages, erhöhte Sonderabschrei- 
bungen bis zu 75 V. H. der Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten, Steuerermäßigungen bei privatem 
Kapitaleinsatz für Investitionen in Berlin, ermä- 
ßigte Einkommen- und Körperschaftsteuer, steuer- 
freie Investitionszulagen bis zu 30 v. H. sowie steu- 
erfreie Arbeitnehmerzulagen. Nach einem dem Deut- 
schen Bundestag vorliegenden Gesetzentwurf sollen 
diese Hilfen effektiver gestaltet werden, um den 
Anreiz für eine Tätigkeit in Berlin noch zu verstär- 
ken; mit Wirkung vom 1. Januar 1970 sind außer- 
dem die Leistungen nach den „Richtlinien" der Bun- 
desregierung um 20 Millionen DM auf insgesamt 
36 Millionen DM erhöht worden. 

Daneben stehen zinsgünstige Finanzierungshilfen 
aus dem ERP-Sondervermögen für gewerbliche In- 
vestitionen sowie Bürgschaften für Betriebsmittel- 
kredite zer Verfügung. So wurden 1969 Zusagen für 
Investitionskredite und Beteiligungen in Höhe von 
rund 295 Millionen DM gegeben (Ansatz für 1970 
= 293 Millionen DM und Verpflichtungsermächti- 
gungen für 1971/72 von 90 Millionen DM); für Be- 
triebsmittelkredite standen 1969 Bürgschaften in 
Höhe von 5 Millionen DM zur Verfügung (Ansatz 
für 1970 = 5 Millionen DM). 

32 . Im Zonenrandgebiet erreicht das Präferenz- 
system der Regionalen Aktionsprogramme seinen 
Spitzenwert; hier können Investitionsaufwendungen 
für die Schaffung neuer Arbeitsplätze in 30 Schwer- 
punktorten bis zu 25 v. H. verbilligt werden. Nach 
wie vor wird der normale Maßnahmenkatalog des 
Regionalen Förderungsprogramms der Bundesregie- 
rung durch Sonderhilfen ergänzt (Sonderabschrei- 
bungen, Frachthilfen, Zinszuschüsse für Rationali- 
sierungs- und Umstellungskredite, Bevorzugung bei 
der Vergabe von öffentlichen Aufträgen). Außerdem 
wird für die grundlegende Rationalisierung und Um- 
stellung von Betriebsstätten im Zonenrandgebiet 
unter bestimmten Voraussetzungen eine steuerfreie 
Investitionszulage in Höhe von 7,5 v. H. gemäß § 1 
Abs. 3 InvZulG vom 18. August 1969 gewährt. Die 
Bundesregierung prüft zur Zeit, ob und in welcher 
Weise eine gesetzliche Absicherung der Förderungs- 
maßnahmen für das Zonenrandgebiet in einem Rand- 
gebietsgesetz erforderlich ist. 

Die Spitzenpräferenz der regionalen Wirtschafts- 
förderung für das Zonenrandgebiet bewirkte, daß 
in den im niedersächsischen Teil des Zonenrandge- 
biets liegenden Orten Northeim, Peine, Helmstedt 
und Salzgitter in den letzten 2 Jahren 21 Ansied- 
lungs- und 22 Erweiterungsinvestitionen verwirk- 
licht werden konnten. Damit entstehen hier insge- 
samt 9 844 neue Dauerarbeitsplätze; das zu för- 
dernde Investitionsvolumen beträgt rund 715 Mil- 
lionen DM. 
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Im Bereich der sektoraien Strukturpolitik steht die 
Entwicklung zukunftsweisender, für den gesamt- 
wirtschaftlichen Fortschritt wichtiger Produktions- 
zweige im Vordergrund. Daneben wird die Anpas- 
sung von Problembereichen an unumgängliche Struk- 
turwandlungen fortgeführt. Sonderprobleme erge- 
ben sich für den Schiffbau im Hinblick aut die Sub- 
ventionen, die andere Länder diesem Wirtschafts- 
zweig gewähren, sowie für die Versorgungssicher- 
heit der deutschen Wirtschaft. 

33 . Die im Strukturbericht 1969 genannten günsti- 
gen Prognosen für die Entwicklung des Weltluft- 
verkehrs und, damit zusammenhängend, für den 
künftigen Bedarf an Flugzeugen sind neu belegt 
worden. Die Förderungsprogramme für den zivilen 
Flugzeugbau mit den Hauptprojekten Großraum- 
Transport-Flugzeug Air-Bus A 300 B und Kurzstrek- 
ken-Verkehrs-Flugzeug VFW 614 konnten daher 
planmäßig fortgesetzt werden. 

Bisherige und im Haushalt des Bundesministers für 
Wirtschaft vorgesehene Mittel zeigen folgendes 
Bild'^): 

Jahr 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 


Millionen DM 30,2 53,8 78,7 190 190 200 200 

Von den für 1970 vorgesehenen Mitteln für den zi- 
vilen Flugzeugbau sind aus konjunkturellen Grün- 
den 60 Millionen DM vorläufig gesperrt worden. 
Das im Strukturbericht 1969 angekündigte Basis- 
programm der Bundesregierung für die Luft- und 
Raumfahrtindustrie, das für die Jahre 1970 bis 
1974 in einer zusammenfassenden Vorausschau die 
Aufgaben dieser Industrie in den drei Bereichen 
„Ziviler Flugzeugbau", „Wehrtechnik" und „Welt- 
raumtechnik" darstellen wird, steht kurz vor seiner 
Vollendung und wird voraussichtlich bis Mitte die- 
ses Jahres dem Deutschen Bundestag vorgelegt 
werden. Es wird eine Grundlage für längerfristige 
Planungen sein. 

Die geringste Eigenkapitalausstattung der deutschen 
Luft- und Raumfahrtfirmen ließ sich durch Fusionen 
kurzfristig nicht verbessern. Die Serienproduktion 
von Projekten der Größenordnung des „Air-Bus" 
stellt Unternehmen vor Schwierigkeiten bei der Ka- 
pitalbeschaffung. Frankreich, das dm gleichen Um- 


Kap./Tit. 09 02-862 41 und 892 41; im Jahr 1969 sind 
aus Mitteln des Binnenwirtschaftlichen Anpassungs- 
programms zusätzlich 10 Millionen DM gezahlt wor- 
den (Kap. Tit. 60 04-682 04); vgl. auch Anmerkung 3, 
Tabelle 7 

Kap./Tit. 09 02-685 31 und 892 31; vgl. auch Anmer- 
kung 3, Tabelle 7 

Kap./Tit. 31 05-683 01, 685 50, 893 01, 893 50 
Kap. Tit. 31 03, sämtliche Titel 


fang wie die Bundesrepublik Deutschland am „Air- 
Bus"-Projekt beteiligt ist, hat ein System staatlicher 
Unterstützung bei der Finanzierung des Serienbaus 
von Flugzeugen früher bereits praktiziert. Die Bun- 
desregierung prüft, ob und inwieweit in ähnlicher 
Weise geholfen werden kann. 

Das von der Bundesregierung in Auftrag gegebene 
Gutachten über die „Struktur- und Wettbewerbs- 
situation der deutschen Luft- und Raumfahrtindu- 
strie" soll Mitte 1970 vorliegen. Die Bundesregie- 
rung erwartet daraus Grundzüge einer langfristigen 
Konzeption im europäischen Rahmen. 

34 . Wegen ihrer Bedeutung für die gesamtwirt- 
schaftliche Entwicklung soll die Förderung der Da- 
tenverarbeitung verstärkt fortgesetzt werden. Bis- 
her haben der Bundesminister für Wirtschaft für die 
Förderung der marktnahen Entwicklung und der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft zur 
Förderung der Forschung und der zukunftsbezoge- 
nen Entwicklung folgende Haushaltsmittel bereit- 
gestellt bzw. in die mehrjährige Finanzplanung auf- 
genommen : 


Jahr 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

BMWi 

Millionen DM 

18,3 

30,8 

34,7 

57,5 

65,0 

65,0 

65,0 

BMBW 

Millionen DM 

30,1 

39,2 

61,4 

122,0 

234,2 

335,3 

401,0 


Von den für 1970 vorgesehenen Mitteln sind 25 Mil- 
lionen DM im Haushalt des BMWi und 38,5 Mil- 
lionen DM im Haushalt des BMBW aus konjunktu- 
rellen Gründen vorläufig gesperrt. 

Ein zweites Programm der Bundesregierung, das das 
erste Programm des BMBW sowie die bisherigen 
Maßnahmen des BMWi weiterführen soll, wird zur 
Zeit vorbereitet. 

35 . Schwerpunkte der Förderung der industriellen 
Entwicklung im Bereich der Kernenergie liegen 
heute bei den Hochtemperatur- und den schnellen 
Brutreaktoren sowie bei der Urananreicherung. Da- 
neben werden vor allem Maßnahmen zur Auf- 
suchung von Uranlagerstätten, zur Weiterentwick- 
lung von Brennelementen, zur Wiederaufarbeitung 
bestrahlter Kernbrennstoffe sowie zur Behandlung 
und Beseitigung radioaktiver Abfälle gefördert, um 
die Leistungsfähigkeit der deutschen Industrie zu 
stärken und die Voraussetzungen für eine wün- 
schenswerte internationale Zusammenarbeit auf die- 
sen Gebieten zu verbessern. 

Die bisherigen und im Haushalt des BMBW für die 
Kernforschung und die kerntechnische Entwicklung 
vorgesehenen Ausgaben zeigen folgendes Bild^“): 
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Jahr 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 


Millionen 

DM 571,6 593,4 718,4 1 009,8 1 107,7 1 129,4 1 214,1 

Ein wesentlicher Teil dieser Mittel dient auch der 
sektoralen Wirtschaftspolitik. 

36 . Die gegenwärtig günstige Absatzlage des deut- 
schen Steinkohlenbergbaus ist in starkem Maße kon- 
junkturbedingt. Es ist zu erwarten, daß sich lang- 
fristig der strukturelle Anpassungsprozeß der Stein- 
kohle auf dem Energiemarkt fortsetzen wird^^’). Die 
Bundesregierung hält es daher für erforderlich, die- 
sen Prozeß weiterhin in angemessenem Umfang 
durch das vorhandene kohlepolitische Instrumenta- 
rium zu unterstützen. Dabei können verschiedene 
restriktive Maßnahmen gegenüber anderen Energie- 
trägern, die den Anpassungsprozeß der Kohle flan- 
kierend schützen, elastischer gehandhabt werden. 

Bisherige und geplante Aufwendungen des Bun- 
des für das Kohleprogramm (Sozialleistungen für 
Bergleute, Absatzhilfen, Stillegungshilfen und Struk- 
turhilfen) zeigen folgendes Bild^^); 

Jahr 1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 


Millionen DM 778,6 945,6 509,8 456,5 339,1 337,1 323,3 

Von den für 1970 vorgesehenen Ausgaben sind aus 
konjunkturellen Gründen 30 Millionen DM vor- 
läufig gesperrt worden. 

Die Entwicklung der Bundesausgaben von 1967— 
1973 zeigt deutlich eine stark fallende Tendenz. 
Diese Abnahme der Subventionen ist ein Spiegel- 
bild der auf Anpassung des Steinkohlenbergbaus 
und auf Gesundung der Steinkohlenbergbaugebiete 
gerichteten Strukturpolitik. 

Bei der Umstrukturierung der Steinkohlenbergbau- 
gebiete, die zu einer dauerhaften Stärkung ihrer 
Wirtschaftskraft führen soll, konnten weitere Er- 
folge erzielt werden. Insbesondere die steuerliche 
Investitionsprämie von 10 v. H. gemäß § 32 Kohle- 
gesetz hat in diesen Gebieten, vor allem an Ruhr 
und Saar, ein Investitionsvolumen ausgelöst, das 
die staatliche Förderung der Umstrukturierung wie 
vorgesehen entbehrlich machen wird. 

Dem Bundesbeauftragten für den Steinkohlenberg- 
bau und die Steinkohlenbergbaugebiete wurden bis 
zum 1. April 1970 Prämienanträge mit einem Investi- 
tionsvolumen von rund 12,5 Mrd. DM vorgelegt. Mit 
diesen Investitionen ist die Schaffung von 118 000 
neuen Arbeitsplätzen verbunden; ein erheblicher 
Teil der Investitionen ist bereits durchgeführt wor- 
den. Etwa 10,2 Mrd. DM mit rund 85 000 neuen 
Arbeitsplätzen entfallen allein auf das Land Nord- 
rhein-Westfalen und damit fast ausschließlich auf 
das Ruhrgebiet; an der Saar sind es rund 2,2 Mrd. 
DM mit rund 29 300 Arbeitsplätzen. Die restlichen 


Die aktuelle wirtschaftliche Lage und die weiteren 
Aussichten des Steinkohlenbergbaus sind im Jahres- 
wirtschaftsbericht 1970 eingehend dargestellt worden 
^") Die Zahlen enthalten auch Mittel der EGKS 

Kap./Tit. siehe Tabelle 7; vgl. auch Anmerkung 3 Ta- 
belle 7 

Kap./Tit. 09 02-683 27; vgl. Anmerkung 3 Tabelle 7 


100 Millionen DM mit rund 3700 Arbeitsplätzen ver- 
teilen sich auf die Länder Bayern, Hessen und Rhein- 
land-Pfalz. Die Zahl der saarländischen Arbeits- 
plätze ist z. T. identisch mit den Arbeitsplätzen, die 
im Rahmen des Regionalen Aktionsprogrammes 
„Saarland/ Westpfalz" geschaffen werden (vgl. 
Tz. 29). In diesen Fällen wird die Investitionsprä- 
mie in das Bündel an öffentlichen Hilfen einbezo- 
gen, das sich aus Mitteln des Bundeshaushalts, der 
Bundesanstalt für Arbeit und des ERP-Sondervermö- 
gens zusammensetzen kann und sich an dem be- 
stehenden Präferenzsystem ausrichtet. Eine Kumu- 
lation zwischen Investitionsprämie und Investitions- 
zulage ist gemäß § 3 Abs. 1 InvZulG ausgeschlossen. 

Bei voller Förderung des oben genannten Investi- 
tionsvolumens kann es zu Steuermindereinnahmen 
von 1,25 Mrd. DM bei Bund und Ländern kommen. 
In den Jahren 1967 bis 1969 sind bei Bund und Län- 
dern bisher Mindereinnahmen in Höhe von schät- 
zungsweise 370 Millionen DM zur Beseitigung die- 
ser lange verschleppten Strukturkrise entstanden. 

37 . Der deutsche Eisenerzbergbau hat inzwischen 
den weitaus größten Teil seiner Kapazität stillegen 
müssen. Dieser Schrumpfungsprozeß konnte im we- 
sentlichen ohne besondere staatliche Hilfen und 
ohne soziale Härten für die betroffenen Bergleute 
durchgeführt werden; die Arbeitnehmer erhielten 
ähnliche soziale Anpassungsbeihilfen wie die Berg- 
leute im Steinkohlenbergbau. Zur Absicherung des 
Anpassungsprozesses bei den verbliebenen Eisen- 
erzgruben gegen die Belastungen, die aus einer Er- 
höhung der Frachtsätze der Deutschen Bundesbahn 
im Jahre 1968 resultieren, hat die Bundesregierung 
seinerzeit eine auf fünf Jahre begrenzte und degres- 
siv gestaffelte Frachthilfe mit folgenden Beträgen 
eingeführt ^‘‘’) : 

Jahr 1969 1970 1971 1972 1973 

Millionen 

DM 1,2 1,1 0,8 0,7 0,3 

38 . Die Bemühungen der Bundesregierung, in inter- 
nationalen Organisationen einen Abbau der beste- 
henden Wettbewerbsverfälschungen im Weltschiff- 
bau zu erreichen, haben bisher nur begrenzt zu Er- 
folgen geführt. Deshalb kann die Bundesregierung 
den an sich leistungsfähigen deutschen Werften ihre 
Hilfe nicht versagen, wenn die Wettbewerbsfähig- 
keit dieses Industriezweiges gewahrt werden soll. 
Als Anschluß an das laufende VI. Werfthilfepro- 
gramm, das für Ablieferungen in den Jahren 1970 
bis 1972 173 Millionen DM Zinszuschüsse aus dem 
Bundeshaushalt und 225 Millionen DM ERP-Kredite 
vorsah, hat die Bundesregierung für die Jahre 1973 
bis 1975 ein VII. Werfthilfeprogramm mit 304 Mil- 
lionen DM Zinszuschüssen und 290 Millionen DM 
ERP-Krediten vorgelegt. 

Bei ihren Förderungsmaßnahmen erwartet die Bun- 
desregierung, daß die Werften von sich aus alles 
tun, um ihre Leistungsfähigkeit aus eigener Kraft 
zu verbessern. Ergänzend wird die Bundesregierung 
durch einen unabhängigen Gutachter prüfen lassen, 
ob und auf welche Weise künftig eine Begrenzung 
der Werfthilfen erreicht werden kann. Dabei sollen 
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auch die Möglichkeiten einer verstärkten Rationali- 
sierung, Kooperation, Konzentration und Produk- 
tionsumstellung untersucht werden. 

39 . Im Strukturbericht 1969 (Ziffer 17) hat die Bun- 
desregierung über den Beschluß eines Starthilfe- 
programms für die deutschen Mineralölunternehmen 
berichtet, das dazu dienen soll, die Marktstellung 
der deutschen Gesellschaften zu festigen und eine 
preisgünstige und sichere Versorgung der Bundes- 
republik Deutschland mit Erdöl sicherzustellen. Vor- 
aussetzung für diese Hilfen ist, daß die deutschen 
Unternehmen ihre Wettbewerbsfähigkeit durch eine 
engere Zusammenarbeit auf dem Erdölsektor stär- 
ken. Die heimischen Mineralölgesellschaften haben 
daher Mitte 1969 die „Deutsche Erdölversorgungs- 
gesellschaft — DEMINEX — als Gemeinschafts- 
gründung errichtet, um über sie den Aufschluß 
neuer Erdölfelder und den Kauf von fündigen Erd- 
ölfeldern gemeinsam zu betreiben. 

Die Erdölversorgungsgesellschaft hat bisher Betei- 
ligungen an zwei Aufschlußvorhaben erworben. 
Weitere Projekte werden zur Zeit geprüft. 

Im Rahmen der mehrjährigen Finanzplanung des 
Bundes sind im Haushalt des BMWi folgende Be- 
träge als bedingt rückzahlbare Darlehen für Bohr- 
aufwendungen sowie als verlorene Zuschüsse für 
Felder- und Beteiligungserwerb vorgesehen“^): 

Jahr 1969 1970 1971 1972 1973 


Millionen DM 2,4 115 115 115 115 

^®) Kap./Tit. 09 02-862 04; vgl. auch Anmerkung 3 Ta- 
belle 7 


40 . Da die Bundesrepublik Deutschland nur in be- 
grenztem Maße über mineralische Rohstoffe ver- 
fügt, hat die Bundesregierung folgende Maßnahmen 
zur Verbesserung der Versorgung der deutschen 
Wirtschaft vorgesehen: 

1. laufende Beobachtung der Märkte mineralischer 
Rohstoffe sowie Erarbeitung von Angebots- und 
Nachfrageprognosen, 

2. verstärkte Mitwirkung der Bundesanstalt für 
Bodenforschung bei einer weltweiten Überprü- 
fung wichtiger Rohstoffvorkommen, 

3. Unterstützung von Prospektions- und Explora- 
tionsarbeiten sowie von Wirtschaftlichkeitsstu- 
dien im Ausland durch Gewährung bedingt rück- 
zahlbarer Zuschüsse an deutsche Unternehmen. 

Für die unter Ziff. 3 genannten Zwecke sind im Rah- 
men der mehrjährigen Finanzplanung des Bundes 
im Haushalt des BMWi folgende Beträge vorgese- 
hen 2^) : 

Jahr 1970 1971 1972 1973 

Millionen DM 3 7,5 10 15 

Die für 1970 eingeplanten 3 Millionen DM isiind aus 
konjunkturellen Gründen vorläufig gesperrt worden. 
Außer diesen Maßnahmen sollen die Garantielei- 
stungen des Bundes im Hinblick auf die Besonder- 
heiten bergbaulicher Investitionen im Ausland so- 
wie die steuerliche Behandlung bergbaulicher Inve- 
stitionen in vergleichbaren Industrienationen über- 
prüft werden. 

^9 Kap./Tit. 09 02-892 07; vgl. auch Anmerkung 3 Ta- 
belle 7 
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Tabelle 1 


Investitionen 



1960 j 

1961 

1962 

1963 

1964 1 

1965 

1966 ! 

1967 1 

1968 

1969 



in Preisen von 1962 — in Millionen DM 







Anlageinvestitionen insge- 











samt 

80 870 

88 880 

93 770 

96 040 

42 740 

107 360 

46 450 

112 330 

49 440 

113 360 

49 010 

103 840 

44 600 

112 100 

49 300 

126 450 

61 530 

Ausrüstungsinvestitionen . 

34 720 

39 640 

41 890 

Bauinvestitionen 

46 150 

49 240 

51 880 

53 300 

60 910 

62 890 

64 350 

59 240 

62 800 

64 920 

darunter: 

Investitionen des Staates . . . 

10 640 

11 950 

14 020 

15 580 

18 340 

18 940 

19 390 

17 430 

19 070 

20 330 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in 

V. H . 





Anlageinvestitionen 


+ 9,9 

+ 5/5 

+ 2,4 

+ ll,ö 

+ +6 

+ 0,9 

- 8,4 

+ 8,0 

+ 12,8 

Ausrüstungsinvestitionen . 


\- 14,2 

!- 5,7 

+ 2,0 

+ 8,7 

+ 6,4 

- 0,9 

- 0,9 

+ 10,5 

+ 24,8 

Bauinvestitionen 


+ 6,7 

+ 5,4 

+ 2,7 

+ 1+3 

+ 3,3 

+ 2,3 

- 7,9 

+ 6,0 

+ 3,4 

darunter: 

Investitionen des Staates . . . 


+ 12,3 

+ 17,3 

+ 11,1 

4 - 17,7 

+ 3,3 

+ 2,4 

- 10,1 

+ 9,4 

i 

+ 6,6 



Investitionsquoten in 

V. H . 






Anteil der Anlageinvestitio- 
nen amBruttosozialprodukt 

Anteil der Ausrüstungsinve- 

24,6 

25,7 

26,0 

25,8 

27,0 

26,8 

26,3 

24,1 

24,3 

25,4 

stitionen am Bruttosozial- 
produkt 

10,6 

11,5 

11,6 

11,5 

11,7 

11,8 

11,4 

10,4 

10,7 

12,4 

Anteil der staatlichen Inve- ] 











stitionen an den Anlage- 
investitionen insgesamt in 
V. H 

13,2 

13,4 

15,0 

16,2 

17,1 

16,9 

17,1 

16,8 

17,0 

16,1 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 2 


Arbeitslosenquoten in ausgewählten Arbeitsamtsbezirken 
innerhalb der Regionalen Aktionsprogramme 



j 1967 


; 1968 


1969 

1970 ' 

! 31 . Januar | 

30. Juni 

1 31. Januar 

30. Juni 

1 31. Januar | 

30. Juni 

31. Januar 

' Arbeitsamtsbezirk 

1 

1 


1 

1 

1 




: Heide 

, 1 8,5 

4,0 

9,2 

2,1 

7,0 

1,0 

! 5,8 : 

i Lübeck 

• ' 4,5 

2,7 

4,8 

1,7 

2,6 

0,9 

1,8 

! Leer 

15,2 

6,6 

15,0 

4,2 1 

11,6 

1,9 

10,0 

1 1 

Emden 

10,6 

5,9 

10,8 

3,7 

7,5 

2,2 

6,3 ' 

' Uelzen 

7,7 

3,4 

! 7,9 

2,1 

4,6 

0,9 

3,6 

1 Fulda 

4,5 

2,4 

5,1 

1,2 

3,0 

0,7 

2,8 

Montabaur 

4,3 

1,9 

3,9 

0,7 ! 

1,7 

0,4 

1,8 j 

Trier 

9,3 

3,6 

9,2 

1,6 

6,0 

0,8 

1 

i Pirmasens 

6,2 

5,1 

5,4 

2,1 

i 2,8 

1,1 

j 2,3 

Neunkirchen/ Saar . 

. i 2,6 

3,4 

1 4,6 

3,0 

2,9 

1,4 

1,7 

1 Schweinfurt 

. 1 5,5 

3,0 

6,2 

1,6 

2,8 

0,4 

2,1 

Weiden 

12,6 

4,9 

13,6 

2,4 

9,1 

0,9 

7,3 

Coburg 

. ' 8,0 

3,1 

9,9 

2,0 

5,7 

1,1 

; 

Hof 

; 5,9 

3,0 

6,2 

1,3 

3,9 

0,5 

3,4 

1 

i Bayreuth 

8,5 

3,9 

8.7 

1,8 

; 5,6 

0,9 

! 4,2 

Schwandorf 

15,2 

5,7 

16,2 

3,0 

' 12,2 

1,3 

9,2 

Passau 

22,2 

5,2 

22,0 

2,5 

19,0 

1,4 

1 16,3 

Landshut 

12,3 

3,4 

' 13,2 

2,0 

' 9,9 

1,1 

6,8 

Deggendorf 

18,5 

5,3 

20,5 

3,0 

15,8 

1 

0,8 

12,7 

1 ■ 

i Bundesgebiet 

1 

2,9 

1,9 

3,2 

1,1 

1 1,8 

0,5 

! 1,3 


Quelle : Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

Anmerkung : 

Die Arbeitslosenquoten der obengenannten Arbeitsamtsbezirke sind nicht nur höher, sondern unterliegen auch grö- 
ßeren Schwankungen als der Bundesdurchschnitt 
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Tabelle 3.1 


Die Ausgaben des Bundes mit Schwerpunkt im investiven Bereich 

in Millionen DM 



1966 

1967 

1968 

1969 

! 1970 





ohne 

Sperre 

mit 

Sperre 

1971 

1972 

1973 



Ist 


Entwurf 

Finanzplanung 

Bildung, Wissenschaft, 
Forschung 

1710,6 

2136,0 

2315,1 

2523,6 

3410,5 

3105,5 

4114,4 

5015,2 

5566,6 

Gesundheit, Sport, Erho- 
lung 

85,9 

130,0 

89,3 

119,4 

181,8 

150,2 

224,6 

275,9 

243,3 

Verkehr und Nachrich- 
tenwesen 

4147,4 

5166,2 

5286,9 

6429,8 

6808,0 

6147,5 

7458,9 

7918,0 

8054,5 

Wohnungswesen, 'Raum- 
ordnung 

1377,6 

1317,1 

1649,4 

1301,7 

1514,7 

1429,7 

1770,8 

2106,8 

2165,9 

Energie- und Wasser- 
wirtschaft, gewerbli- 
che Wirtschaft 

1566,0 

2139,1 

1917,6 

1914,4 

2107,0 

1952,0 

2090,1 

2167,5 

2230,5 

Kommunale Gemein- 
schaftsdienste 

61,8 

42,9 

26,6 

44,3 

102,0 

102,0 

112,2 

123,0 

134,3 

Summe der überwiegend 
investiven Ausgaben 
des Bundes 

8949,3 

10931,3 

11284,9 

12333,2 

14128,0 

12886,9 

15771,0 

17606,4 

18395,1 

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in v. H. 


+ 22,1 

+ 3,2 

+ 9,3 

+ 14ß 

+ 4,5 

+ 11,6') 
+ 22,4 

+ n,6 

+ +5 


•) Veränderungsrate gegenüber 1970 ohne Haushaltssperren 

Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Finanzbericht 1970 und Drucksache VI/300 
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Tabelle 3.2 


Die Ausgaben des Bundes mit Schwerpunkt im investiven Bereich 

Index 1966 = 100 







1970 





1966 

1967 

1968 

1969 

ohne 

mit 

1971 

1972 

1973 






Sperre 

Sperre 





Ist 

Entwurf 

Finanzplanung 

Bildung, Wissenschaft, 
Forschung 

Gesundheit, Sport, Erho- 

100 

125 

135 

148 

199 

182 

241 

293 

325 

lung 

100 

151 

104 

139 

212 

175 

261 

321 

283 

Verkehr und Nachrichten- 

wesen 

100 

125 

127 

155 

164 

148 

180 

191 

194 

Wohnungswesen, Raum- 

ordnung 

100 

96 

120 

95 

110 

104 

129 

153 

157 

Energie- und Wasserwirt- 

wirtschaft, gewerbliche 
Wirtschaft 

100 

137 

122 

122 

135 

125 

133 

138 

142 

Kommunale Gemein- 

165 

165 

182 

199 

217 

schaftsdienste 

100 

69 

43 

72 






Summe der überwiegend 










investiven Ausgaben 

! des Bundes 

100 

122 

126 

138 

158 

144 

176 

197 

206 







Quelle: Eigene Berechnungen des Bundesministeriums für Wirtschaft 


23 



Drucks ache VI/761 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Tabelle 3.3 


Die Ausgaben des Bundes mit Schwerpunkt im investiven Bereich; 

Investitionen allein 



1970 

1971 

1972 j 

1973 

ohne Sperre | 

mit Sperre 

Entwurf 

Finanzplanung 



in Millionen DM 


Bildung, Wissenschaft, Forschung .... 

1 453,7 

1 256,0 

1 573,4 

1 759,5 

1 686,5 

Gesundheit, Sport, Erholung 

138,2 

105,4 

175,8 

223,8 

190,7 

Verkehr und Nachrichtenwesen 

5 355,0 

4 694,5 

5 962,4 

6 426,9 

6 488,4 

Wohnungswesen, Raumordnung 

1 297,2 

1 212,2 

1 528,6 

1 868,0 

1 969,9 

Energie- und Wasserwirtschaft, 






gewerbliche Wirtschaft 

1 064,8 

973,8 

1 158,6 

1 193,7 

1 258,9 

Kommunale Gemeinschaftsdienste .... 

85,8 

85,8 

102,2 

113,0 

123,3 


Anteile in v. H. der Ausgaben gern. Tab. 3.1. 

Bildung, Wissenschaft, Forschung .... 

42ß 

40,4 

38,2 

35,1 

30,3 

Gesundheit, Sport, Erholung 

76,0 

70,2 

78,3 

81,1 

78,4 

Verkehr und Nachrichtenwesen 

78,7 

76,4 

79,9 

81,2 

80,6 ‘ 

Wohnungswesen, Raumordnung 

85,6 

84,8 

86,3 

88,7 

91,0 1 

Energie- und Wasserwirtschaft, 






gewerbliche Wirtschaft 

50,5 

49,9 

55,4 

55,1 

56,4 1 

Kommunale Gemeinschaftsdienste . . . . ’ 

84,1 

84,1 

91,1 

91,9 

91,8 

i 


Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Finanzbericht 1970 und Drucksache VI/300, sowie eigene Berechnungen 
des Bundesministeriums für Wirtschaft 
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Tabelle 4 


Aufteilung der für die Regionalförderung verfügbaren Haushaltsmittel 
des Bundes -) (einschließlich neuer Verpflichtungsermächtigungen) 
nach Bundesländern 

in Millionen DM 


Bundesländer 

1965 

1966 


1967 ; 

1968 

. 1969 

i 1970 

Baden- 








Württemberg 

2,0 

1,1 

1,1 

“ _ 


11,1 

11,1 

6,0 

Bayern 

59,9 

61,6 

130,2 

68,6 

76,4 

100,8 

177,2 

105,3 

Hessen 

16,4 

15,8 

38,9 

23,1 

23,0 

24,7 

47,7 

29,9 

Niedersachsen 

Nordrhein- 

41,3 

44,7 

101,3 

56,6 

84,7 

116,0 

200,7 

75,1 

Westfalen 

1,1 

! 

0,9 

15,1 

14,2 

2,2 

31,9 

34,1 

30,5 

Rheinland-Pfalz 

12,2 

10,0 

20,4 

10,4 

14,5 

26,7 

41,2 

35,7 

Saarland 

3,3 

3,4 

8,3 

4,9 

12,6 

27,5 

40,1 

77,8 

Schleswig-Holstein 

32,8 

33,0 

70,2 

37,2 

60,4 

45,1 

105,5 

53,5 

1 

insgesamt . . . 

[ 

169,0 1) 

170,5 


220,5')^) 

273,8 *) 

«) 383,8 =) “) ' 

) 413,8«: 

1 

i 



391,0 



657,6 •■') 



In den Zahlen sind ERP-Mittel enthalten, die der Verstärkung des Regionalen Förderungsprogramms dienten: 
1965 = 30 Millionen DM; 1967 = 35 Millionen DM; 1968 — 35 Millionen DM. 

-) Die Beträge erhöhen sich um 44 Millionen DM aus Rückflüssen in verschiedenen Jahren. 

•■') Regionales Förderungsprogramm, Binnenwirtschaftliches Anpassungsprogramm, Regionales Aktionsprogramm Saar- 
Westpfalz, Gemeinsames Strukturprogramm, 2. Konjunkturprogramm 
") enthalten sind 5,5 Millionen DM für 2. Konjunkturprogramm in Berlin 
h enthalten sind 3,3 Millionen DM für das Saarland als apl. Ausgabe 

In den Beträgen sind für das Gemeinsame Strukturprogramm enthalten: 1968 == 50 Millionen DM, 1969 60 Mil- 

lionen DM, 1970 = 60 Millionen DM. Die Zuteilungen an die Länder liegen einmal unter, einmal über dem Haus- 
haltsansatz, deshalb sind die in den Länderzahlen enthaltenen Beträge geschätzt. 

’) Diese Mittel werden ergänzt durch Investitionszulagen; die jährlichen Aufwendungen werden auf 270 Millionen 
DM in 1969 und 300 Millionen DM in 1970 geschätzt. 


Hinweis auf die Haushaltstitel für die in Tabelle 4 genannten Beträge 


1965 

Kap. 

60 

02 

Tit. 571 a 

und 

571 

b 


Kap. 

2 


Tit. 8 




1966 

Kap. 

60 

02 

Tit. 571 a 

und 

571 

b 

1967 

Kap. 

60 

02 

Tit. 571 a 

und 

571 

b 


Kap. 

A 

60 

02 Tit. 571 

[ a 




Kap. 

2 


Tit. 8 




1968 

Kap. 

60 

02 

Tit. 571 a, 

571 ■ 

b und 


Kap. 

2 


Tit. 8 





1969 Kap. 60 02 Tit. 623 12, 627 12, 

652 12, 662 12, 853 12, 857 12, 862 12, 

883 12, 887 12, 892 12, 566 13, 572 13, 

622 13, 623 13, 627 13, 882 13, 883 13, 887 13, 


1970 Kap. 60 02 Tit. 623 21, 627 21, 652 21, 

662 21, 883 21, 887 21, 892 21, 566 31, 572 31, 
622 31, 623 31, 627 31, 882 31, 883 31, 887 31, 
883 41, 887 41, 892 41 
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Tabelle 5 


Aufteilung der für die Regionalförderung zugeteilten Mittel 
des ERP-Sondervermögens nach Bundesländern 

in Millionen DM 


1 

Bundesländer 

1965 3 ) 1 1966^) 

1967 ^) 

1968 <) 3) 

1969'*)') I 1970 

Baden- 





Württemberg . . 

4,0 

2,8 

4,6 

29,9 


6,8 

34,5 

Bayern 

53,4 

36,0 

96,4 

152,6 


89,4 

249,0 

Hessen 

13,9 

14,0 

32,9 

45,4 

1 

27,9 

78,3 

Niedersachsen 

45,4 

43,7 

86,7 

129,2 


89,1 

215,9 

Nordrhein- 





Westfalen .... 

0,2 

0,8 

74,4 

18,8 


1,0 

93,2 

Rheinland-Pfalz . . 

6,6 

7,4 

14,6 

33,0 

i 

14,0 

47,6 

Saarland 

0,6 

0,3 

14,4 

5,0 


0,9 

19,4 

i Schleswig-Holstein 

20,5 

23,2 

46,9 

76,0 


43,7 

122,9 


insgesamt... 144,6 272,8 128,2') 370,9 1)860,8 489,9 332,5 7) p) 


0 Zu den genannten Zahlen sind ERP-Mittel, die der Verstärkung des Regionalen Förderungsprogramms dienten, 
hinzuzurechnen (s. Tabelle 4): 1965 = 30 Millionen DM; 1967 =- 35 Millionen DM; 1968 = 35 Millionen DM 
-) Zuteilungen stimmen nicht mit den Haushaltsansätzen überein. 

’*) Aufteilung nach Ländern nicht vorhanden 

h Bundesfördergebiete-Programm für Handel, Handwerk, Kleingewerbe, Fremdenverkehr, mittlere verarbeitende 
Industrie 

®) darin enthalten 250 Millionen DM des Programms für Infrastruktur 
®) darin enthalten Agrarprogramm für Gemeinden 
^) Betrag noch nicht auf Länder aufteilbar 

Das Agrarprogramm für Gemeinden wird aus konjunkturpolitischen Erwägungen 1970 nur mit 125 Millionen DM 
fortgeführt, während es 1969 noch mit 250 Millionen DM dotiert war. 


Hinweis auf die Haushaltstitel für die in Tabelle 5 genannten Beträge 


1965 

Kap. 

2 

Tit. 8 

1966 

Kap. 

2 

Tit. 8 

1967 

Kap. 

2 

Tit. 8 

1968 

Kap. 

2 

Tit. 8 

1969 

Kap. 

1 

Tit. 862 01, 853 01 

1970 

Kap. 

1 

Tit. 862 01 , 853 02 
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Tabelle 6 


Durch Haushaltsmittel des Regionalen Förderungsprogramms 
der Bundesregierung einschließlich ERP-Mittel für 1967 und 1968 
geförderte Investitionen 

in Millionen DM 



1967 

1968 

1969 

CD 

O 

Haushaltsmittel 

170,5 

220,5 

323,8') 

353,8 

! 

damit Investitionen geför- 
dert im Bereich 
der Infrastruktur 

134 

158 

204 

228 

der gewerblichen Wirt- 





schaft 

496 

934 

3716 

4089 

Gesamtbetrag an geför- 





derten Investitionen . . 

1 

630 

1092 

3920 

4317 


1) einschließlich 150 Millionen DM aus dem Binnenwirtschaftlichen Anpassungspro- 
gramm 

-) Planzahlen 

Quelle: Eigene Berechnungen des Bundesministeriums für Wirtschaft 
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Tabelle 7 


Sektorale Strukturhilfen des Bundes 

Finanzhilfen bzw. Steuermindereinnahmen 


Lfd. 

Nr. 

Kennzeichnung 
der Hilfen 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

Finanzhilfen 
Kap./Tit. *) 

Steuerver- 
günstigungen 
(nur ESt und 
KöSt, ohne 
Sonderafa) 

1 

Technisch-wirtschaft- 
liche Forschung und 
Entwicklung (Tz. 14) 
und Erstinnovation 
(Tz. 15) 

19,5 

20,9 

23,1 

37,0 

45,0 

54,0 

64,0 

09 02— 685 16 


2 

Investitionszulage 
von 10 V. H. für For- 
schungs- und Ent- 
wicklungsinvestitio- 
nen (Tz. 14) 




125,0 





§2 

Investitions- 
Zulagen- 
Gesetz vom 

18. 8. 1969 

3 

Gewerbeförderung; 
Produktivitätssteige- 
rung (RKW) (Tz. 16) 

18,5 

16,1 

17,3 

20,3 

21,7 

23,0 

24,0 

09 02 — 

685 10, 685 11 
685 12, 685 13 




10,0 

10,0 

10,0 

10,0 

10,0 

10,5 

10,5 

685 17 (RKW) 


4 

Förderung der Luft- 
fahrttechnik (Tz. 33) 

30,2 

53,8 

78,7 

190,0 

190,0 

200,0 

200,0 

09 02 — 

862 41,892 41 


5 

Förderung der elek- 
tronischen Datenver- 
arbeitung (Tz. 34) . . 

18,3 

30,8 

34,7 

57,5 

65,0 

65,0 

65,0 

09 02 — 

685 31, 892 31 




30,1 

39,2 

61,4 

122,0 

234,2 

335,3 

401,0 

31 05 — 

683 01,893 01, 
685 50, 893 50. 


6 

Förderung der Kern- 
energieindustrie 
(Tz. 35) 

571,6 

593,4 

718,4 

1 009,8 

1 107,7 

1 129,4 

1 214,1 

31 03 — 
sämtliche 

Titel 


7 

1 

Anpassung und Ge- 
sundung des Stein- 
kohl enb e r gb aue s 
(Tz. 36) 

778,6 

945,6 

509,8 

456.5 

339,1 

337,1 

323,3 

09 02 — 

662 04, 681 01, 
683 10, 683 11, 
683 12, 683 13, 
683 14,683 17, 
683 18, 683 19, 
683 26, 683 28, 
892 02, 892 03, 
892 06 


1 

1 

1 









60 02 — 

681 15, 636 15, 
681 16, 862 15, 











*) Die angegebe- 
nen Titel gel- 
ten ab 1969 
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noch Tabelle 7 


Lfd. 

Nr. 


10 


11 


Kennzeichnung 
der Hilfen 


1967 


1968 


1969 


1970 


1971 


1972 


Frachthilfe für den 
deutschen Eisenerz- 
bergbau (Tz. 37) . 

Sicherung der deut 
sehen Erdölversor 
gung (Tz. 39) ... 

Sicherung der Ver- 
sorgung mit minera- 
lischen Rohstoffen 
(Tz. 40) 


Hilfen zur Export- 
finanzierung für die 
deutsche Werftindu- 
strie (Tz. 38) .... 


135,0 165,0 180,0 200,0 ^) 


1973 


Finanzhilfen 

Kap./Tit. 


1,3 4,0 


681 61, 681 62, 
862 61 

60 04 — 

683 02 


1,2 1,1 0,8 0,7 0,3 


09 02- 
683 27 


2,4 115,0 115,0 115,0 115,0 09 02- 

862 04 


3,0 7,5 10,0 15,0 09 02 — 

892 07 


12,7 20,0 27,0 39,0 38,0 09 02 — 

60 *) 662 03 

einmalige Zahlung aus Mitteln des Binnenwirtschaftlichen Anpassungsprogramms 


Steuerver- 
günstigungen 
(nur ESt und 
KöSt, ohne 
Sonderafa) 


Gesetz zur 
Förderung der 
Verwendung 
von Steinkohle 
in Kraftwerken 
(1. Verstro- 
mungsgesetz) 
vom 12. Au- 
gust 1965) 

§ 32 Kohle- 
gesetz 
(10 V. H. 
Investitions- 
Prämie) 


1) vgl. Tz. 14 bis 16 und 33 bis 40 

2) Schätzungen des BMF 

^) 1967 bis 1969 >= Istergebnis 

1970 = Haushaltsansatz (Soll) 

1971 bis 1973 ■= Finanzplanung 1969 — 1973 

(Drucksache VI/301) 

h Steuerausfälle bei Bund und Ländern 

^) Der Bundesminister der Finanzen schätzt den Ausfall an Steuereinnahmen des Bundes von 1967 bis 1973 auf insgesamt 
1,3 Mrd. DM. 
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Tabelle 8.1 


Erwerbstätige 

Bundesgebiet 



1963 

1966 

1969 

1000 

Anteil 
in V. H. 

1000 

Anteil 
in V. H. 

1000 

Anteil 
in V. H. 

Land- und Forstwirtschaft 

3 172 

12,0 

2 756 

10,3 

2 577 

9,8 

Produzierendes Gewerbe 

13 003 

49,1 

13 109 

49,2 

12 741 

48,7 

Handel, Verkehr 

4 675 

17,6 

4 739 

17,8 

4 564 

17,4 

Sonstige Wirtschaftsbereiche 







(Dienstleistungen) 

5 638 

21,3 

6 026 

22,6 

6 287 

24,0 

Insgesamt . . . 

26 488 

26 630 

26 169 


Ergebnisse des Mikrozensus Quelle: Statistisches Bundesamt 


Zum Ländervergleich s. Tabellen 8.2 bis 8.9 


Tabelle 8.2 


Erwerbstätige 

Schleswig-Holstein 



1963 

1966 

1969 

1000 

Anteil 
in V. H. 

1000 

• 

Anteil 
in V. H. 

1000 

Anteil 
in V. H. 

Land- und Forstwirtschaft 

133 

13,3 

116 

11,6 

117 

11,8 

Produzierendes Gewerbe 

392 

39,3 

389 

38,8 

373 

37,6 

Handel, Verkehr 

218 

21,9 

218 

21,7 

214 

21,6 

Sonstige Wirtschaftsbereiche 







(Dienstleistungen) 

254 

25,5 

280 

27,9 

288 

29,0 

Insgesamt . . . 

997 

1 003 

992 


1) Ergebnisse des Mikrozensus Quelle: Statistisches Bundesamt 


Zum Bundesvergleich s. Tabelle 8.1 
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Tabelle 8.3 


Erwerbstätige 

Niedersachsen 



1963 

1966 

1969 

1000 

Anteil 
in V. H. 

1000 

1 Anteil 

1 in V. H. 

1000 

Anteil 
in V. H. 

Land- und Forstwirtschaft 

547 

18,3 

444 

14,8 

447 

15,2 

Produzierendes Gewerbe 

1 293 

43,2 

1 294 

43,3 

1 220 

41,5 

i Handel, Verkehr 

520 

17,4 

555 

18,6 

556 

18,9 

Sonstige Wirtschaftsbereiche 







(Dienstleistungen) 

631 

21,1 

697 

23,3 

716 

24,4 

Insgesamt . . . 

2 991 

2 990 

2 939 


h Ergebnisse des Mikrozensus Quelle: Statistisches Bundesamt 


Zum Bundes vergleich s. Tabelle 8.1 


Tabelle 8.4 


Erwerbstätige 

Nordrhein-Westfalen 



1963 

1966 

CD 

CD 

1000 

Anteil 
in V. H. 

1000 

Anteil 
in V. H. 

1000 

Anteil 
in V. H. 

Land- und Forstwirtschaft 

369 

5,2 

377 

5,2 

326 

4,7 

Produzierendes Gewerbe 

4 045 

56,9 

3 963 

55,2 

3 810 

55,1 

Handel, Verkehr 

1 281 

18,0 

1 296 

18,0 

1 195 

17,3 

Sonstige Wirtschaftsbereiche 







(Dienstleistungen) 

1 419 

19,9 

1 547 

21,5 

1 585 

22,9 

Insgesamt . . . 

7 114 

7 183 

6916 

i 


1) Ergebnisse des Mikrozensus Quelle: Statistisches Bundesamt 

Zum Bundesvergleich s. Tabelle 8.1 
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Tabelle 8.5 


Erwerbstätige 

Hessen 


1963 


1966 


1969 


i 

1 i 

1000 

Anteil 
in V. H. 

1000 

Anteil 
in V. H. 

1000 

Anteil 
in V. H. ' 

i 

! Land- und Forstwirtschaft 

286 

12,3 

195 

8,3 

195 

8,3 

1 Produzierendes Gewerbe 

1 107 

47,4 

1 195 

50,7 

1 174 

49,8 

Handel, Verkehr 

427 

18,3 

405 

17,2 

415 

17,6 

Sonstige Wirtschaftsbereiche 

i 






! (Dienstleistungen) 

513 

22,0 ' 

561 

23,8 

575 

24,4 

1 

j Insgesamt . . . 

2 333 

2 356 

2 359 


h Ergebnisse des Mikrozensiis 
Zum Bundesvergleich s. Tabelle 8.1 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Tabelle 8.6 


Erwerbstätige 

Rheinland-Pfalz 



1963 

1966 

1969 


1000 

Anteil 
in V. H. 

1000 

Anteil 
in V. H. 

1000 

1 Anteil 

1 in V. H. 

Land- und Forstwirtschaft 

318 

19,7 

282 

17,8 

254 

16,4 

Produzierendes Gewerbe 

696 

43,2 

688 

43,4 

675 

43,5 

Handel, Verkehr 

252 

15,6 

265 

16,7 

244 

15,7 

Sonstige Wirtschaftsbereiche 

(Dienstleistungen) 

345 

21,4 

350 

22,1 

377 

! 

24,3 

Insgesamt . . . 

1 611 

1 585 

1 550 


Ergebnisse des Mikrozensus Quelle: Statistisches Bundesamt 

Zum Bundesvergleich s. Tabelle 8.1 
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Tabelle 8.7 


Erwerbstätige *) 

Baden-Württemberg 




1963 


1966 

1969 


1000 

Anteil 
in V. H. 

1000 

Anteil 
in V. H. 

1000 1 

1 in V. H. 

Land- und Forstwirtschaft 

582 

14,3 

471 

11,6 

423 10,4 

Produzierendes Gewerbe 

2 162 

53,3 

2 245 

55,1 

2 208 54,5 

Handel, Verkehr 

563 

13,9 

559 

13,7 

550 13,6 

Sonstige Wirtschaftsbereiche 

(Dienstleistungen) 

752 

18,5 

801 

19,7 

873 21,5 

Insgesamt . . . 

4 059 


4 076 


4 054 

1) Ergebnisse des Mikrozensus 

Zum Bundesvergleich s. Tabelle 8.1 




Quelle: ! 

Statistisches Bundesamt 


] 

Erwerbstätige 

Bayern 



T a b e 

Ile 8.8 


1963 



1966 

1969 



1000 1 . 

Anteil 

1000 

1 Anteil 

1000 

Anteil 


1 in V. tri . 


in V. H. 

1 in V. rt. 

Land- und Forstwirtschaft 

890 

18,8 

825 

17,2 

780 

16,0 

Produzierendes Gewerbe 

2 147 

45,4 

2 192 

45,6 

2 204 

45,2 

Handel, Verkehr 

Sonstige Wirtschaftsbereiche 

746 

15,8 

766 

15,9 

775 

15,9 

(Dienstleistungen) 

941 

19,9 

1 020 

21,2 

1 114 

22,9 

Insgesamt . . . 

4 724 


4 803 


4 873 



b Ergebnisse des Mikrozensus Quelle: Statistisches Bundesamt 


Zum Bundesvergleich s. Tabelle 8.1 
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Tabelle 8.9 


Erwerbstätige 

Saarland 



1963 

1966 

1969 

1000 

Anteil 
in V. H. 

1000 

Anteil 
in V. H. 

1000 

Anteil 
in V. H. 

Land- und Forstwirtschaft 

23 

5ß 

24 

5,7 

12 

5,0 

Produzierendes Gewerbe 

226 

55,0 

232 

55,2 

214 

53,6 

Handel, Verkehr 

74 

18,0 

74 

17,6 

80 

20,1 

Sonstige Wirtschaftsbereiche 







(Dienstleistungen) 

88 

21,4 

90 

21,4 

93 

23,3 

Insgesamt . . . 

411 

420 

399 


Ergebnisse des Mikrozensus Quelle : Statistisches Bundesamt 


Zum Bundesvergleich s. Tabelle 8.1 


Tabelle 9.1 


Beschäftigte in der Industrie 

Betriebe mit 10 und mehr Beschäftigten 


Industriebereich 

1963 

1966 

1969 

1000 

Anteile 
in V. H. 

1000 

Anteile 
in V. H. 

1000 

Anteile 
in V. H. 

Bergbau 

519,5 

6,3 

438,7 

5,2 

320,4 

3,9 

Industrie der Steine und Erden 

261,2 

3,2 

259,8 

3,1 

229,9 

2,8 

Eisen- und metallerzeugende Industrie ... 

601,7 

7,3 

590,1 

7,0 

566,5 

6,8 

Eisen- und metallverarbeitende Industrie . . 

3 566,4 

43,2 

3 730,8 

44,5 

3 856,5 

46,4 

Chemische und verwandte Industrien .... 

773,3 

9,4 

843,7 

10,1 

900,8 

10,8 

Feinkeramische und Glasindustrie 

178,0 

2,2 

178,5 

2,1 

172,8 

2,1 

Holzindustrie 

301,6 

3,6 

296,1 

3,5 

287,7 

3,5 

Papier- und Druckerei-Industrie 

407,2 

4,9 

419,7 

5,0 

421,3 

5,1 

Lederindustrie 

166,7 

2,0 

159,8 

1,9 

150,4 

1,8 

Textil- und Bekleidungsindustrie 

961,1 

11,6 

945,9 

11,3 

891,9 

10,7 

Nahrungs- und Genußmittelindustrie .... 

527,2 

6,4 

521,8 

6,2 

510,3 

6,1 

insgesamt 

8 264,1 

8 384,8 

8 308,3 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 9.2 


Index der industriellen Produktion 
in ausgewählten Industriegruppen 

1963 == 100 



1966 

1969 

Bergbau, Industrie der Steine und Erden 

102,9 

104,6 

Bergbau 

94,2 

93,3 

Industrie der Steine und Erden 

116,6 

122,2 

Eisenschaffende Industrie 

114,1 

152,0 

NE-Metallindustrie 

116,8 

155,5 

Maschinenbau 

113,1 

129,0 

Straßenfahrzeugbau 

114,7 

147,0 

Elektrotechnische Industrie 

120,9 

163,5 

Eisen-, Blech- und Metallwarenindustrie 

118,9 

148,3 

Mineralölverarbeitung 

142,5 

173,3 

Chemische Industrie einschließlich Kohlen- 
wertstoffindustrie 

154,6 

192,1 

Kunststoffverarbeitende Industrie 

155,7 

251,1 

Textil- und Bekleidungsindustrie 

111,7 

128,2 

Textilindustie 

108,3 

127,8 

Bekleidungsindustrie 

118,1 

129,2 

Nahrungs- und Genußmittelindustrie 

114,4 

128,2 

Gesamte Industrie ohne öffentliche Energiewirtschaft und 



ohne Bauindustrie . 

116,9 

143,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 10 


Mittel der Bundesanstalt für Arbeit für einzelne Maßnahmen 
im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik 

in Millionen DM 



1965 

1966 

1967 

1968 

1969 *) 

1970 *) 

Individuelle Förderung der beruflichen Aus- 
bildung, Fortbildung, Umschulung, ein- 
schließlich Zahlung von Unterhaltsgeld 
und institutioneller Förderung der beruf- 
lichen Bildung 

36,2 

37,9 

98,3 

158,2 

325,6 

369,6 

Förderung der Arbeitsaufnahme einschließ- 







lich Einarbeitungszuschüsse 2) 

3,8 

4,7 

12,7 

33,4 

34,5 

55,0 

Berufliche Rehabilitation^) 

3,7 

6,0 

9,7 

10,9 

21,9 

54,6 


Quellen: Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 

') Kap. 2 / Tit. 681 01 ; 681 02/04; 863 02/04; 863 08; 893 08. 

Kap. 2 / Tit. 681 05/09; 863 05; 683 01. 

3) Kap. 2 / Tit. 681 21 ff. 

Die angegebenen Kapitel und Titel gelten für die Jahre 1968 ff. 


*) Haushaltssoll 
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Tabelle 11 


Erteilte Bescheinigungen nach § 1 Abs. 4 Investitionszulagengesetz 

Stand: 27. April 1970 

über Investitionen in Millionen DM (abgerundet) 


Bereich 

Baden- 

Württem- 

berg 

Bayern 

Hessen 

Nieder- 

sachsen 

Nord- 

rhoin- 

West- 

falen 

Rhein- 

land- 

Pfalz 

Saarland 

Schles- 

wig 

Holstein 

insgesamt 

Industrie der Steine 
und Erden 


25,8 

7,6 

36,9 


7,3 


14,4 

92,0 

Eisen- und metallerzeu- 
gende Industrie 

1,4 



2,1 

17,0 



6,5 

241,6 

51,5 

320,1 

Eisen- und metallver- 
arbeitende Industrie . . 

35,0 

13,2 

72,5 

52,5 



70,9 

34,0 

31,3 

309,4 

Chemische und ver- 
wandte Industrien . . . 

2,9 

95,7 

52,9 

1 403,4 



271,9 

4,1 

17,2 

1 848,1 

! Feinkeramische und 
Glasindustrie 

0,4 

35,7 

0,1 

0,1 





0,2 

11,6 

48,1 

Holzindustrie 

0,6 

4,7 

8,9 

13,2 

■ 

1,4 

— 

2,2 

31,0 

Papier- und Druckerei- 
‘ industrie 

0,8 

2,2 

6,7 

33,0 



9,5 

11,1 

3,3 

66,6 

Lederindustrie 

— 

1,5 

1,9 

0,4 

— 

0,3 

— 

— 

4,1 

Textil- und Beklei- 
dungsindustrie 

2,4 

9,9 

17,2 

11,9 

— 

7,2 

0,5 

6,0 

55,1 

Nahrungs- und Genuß- 
mittelindustrie 

1,6 

4,6 

6,4 

18,0 

— 

3,4 

0,4 

23,8 

58,2 

Fremdenverkehr 

2,1 

3,7 

4,7 

7,1 

— 

— 

— 

61,0 

78,6 

insgesamt . . . 

47,2 

197,0 

181,0 

1 593,5 

— 

378,4 

291,9 

222,3 

2911,3 i 


Die erfaßten Investitionen verteilen sich auf verschiedene Jahre, so daß sich aus der Tabelle die Steuerausfälle eines 
bestimmten Jahres noch nicht ableiten lassen. Im übrigen bezieht sich die regionale und sektorale Unterteilung auf 
einen relativ kurzen Zeitraum, so daß noch keine gesicherten Schlußfolgerungen über Schwerpunkte möglich sind. 

Quelle: Eigene Berechnungen des Bundesministeriums für Wirtschaft 
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Tabelle 12 


Zahl der Dauerarbeitsplätze, die mit Hilfen des Regionalen Förderungs- 
programms 1969 innerhalb der Bundesfördergebiete zusätzlich entstehen, 
und Höhe des dabei geförderten Investitionsvolumens 

(Stand: 10. März 1970; Mittel aus dem Programm 1969 können noch bis zum 
30. Oktober 1970 in Anspruch genommen werden) 



Arbeits- 

plätze 

Investitions- 
volumen 
(Millionen DM, 
abgerundet) 

Baden-Württemberg 

1 459 

56,9 

Bayern 

4 404 

173,1 

Hessen 

6210 

184,7 

Niedersachsen 

17 967 

971,7 

Nordrhein-Westfalen 

604 

49,3 

Rheinland-Pfalz 

6011 

382,0 

i 

Saarland 

4 600 

88,2 

Schleswig-Holstein 

2 760 

148,4 

insgesamt 

44 015 

2 054,3 


Anmerkung 

Diese Tabelle kann nicht unmittelbar mit den Tabellen 4 und 11 verglichen werden, weil 
diese sich auf einen erweiterten Begünstigtenkreis beziehen. 

Quelle: Eigene Berechnungen des Bundesministeriums für Wirtschaft 
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Anhang B 
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Kurzfassung der Regionalen Aktionsprogramme 


Bedeutung der verwendeten Begriffe 


Subventionswert: 

Vomhundertsatz, der den Zuschußwert aller öffentlichen Hilfen in bezug auf 
die Investitionskosten ausdrückt. Der Zuschußwert berechnet sich aus der 
Summe der Zuschüsse, Zinszuschüsse sowie der Zinsvorteile bei zinsgünstigen 
Krediten. Die Zinsvorteile werden als Differenz zu einem angenommenen 
Normalzinssatz von 7,5 ^/o unter Berücksichtigung von Laufzeit und Tilgungs- 
modalitäten berechnet und mit diesem Zinssatz auf den Gegenwartswert dis- 
kontiert. 

Bevölkerungsdichte: 

Einwohner pro qkm 

BIPIWIB: 

Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Wirtschaftsbevölkerung in DM 
Industriebesatz: 

Industriebeschäftigte pro 1000 Einwohner 
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1. Regionales Aktionsprogramm „Schleswig/Dithmarschen“ 

Gebilligt vom Interministeriellen Ausschuß für regionale Wirtschaftspolitik 

(IMNOS) am 2. April 1969 


a) Aktionsraum: 

Dünnbesiedeltes, extrem industriearmes Gebiet. Maßgebliche Beeinflussung 
der Wirtschaftsstruktur durch Landwirtschaft, deren Entwicklungsmöglich- 
keiten durch topografische und klimatische Bedingungen begünstigt werden. 
Für gewerbliche Wirtschaft gute Ansatzpunkte in Hafenstädten, vor allem 
im Tiefseehafen Brunsbüttelkoog, und in Zentralen Orten. Aktionsraum (mit 
Inseln) besonders geeignet für Entwicklung des Fremdenverkehrs. 

Abgrenzung: 

Die Landkreise Südtondern, Flensburg, Schleswig, Husum, Eckernförde, Eider- 
stedt, Norder- und Süderdithmarschen sowie die kreisfreie Stadt Flensburg. 

Wichtige Daten: 

Fläche 6262 qkm, Einwohnerzahl: 640 000, Bevölkerungsdichte: 100, BIP/WIP: 
6300 DM (1966), Industriebesatz: 37 (1966). 

b) Ziele für die gewerbliche Wirtschaft in 5 Jahren 


Neue Arbeitsplätze 12 000 

davon zu fördern in gewerblicher Wirtschaft 5 000 

im Fremdenverkehr 1 500 


Hinzu kommt die Sicherung bestehender Arbeitsplätze durch Rationalisie- 
rungs- und Umstellungshilfen. 

Gewerbliche Schwerpunkte; 6 

davon „übergeordnete" bis zu 20 Vo Subventionswert: 

Brunsbüttelkoog 

davon bis zu 15 Vo Subventionswert: 

Flensburg, Heide, Husum, Schleswig, Eckernförde. 

c) Vorgesehene Investitionen von 1969 bis 1973 (Planzahlen) 


Für Schaffung neuer Arbeitsplätze 325,0 Millionen DM 

Für Sicherung bestehender Arbeitsplätze 167,1 Millionen DM 

Für Industriegeländeerschließung und kommunale 

Infrastruktur rd. 134,0 Millionen DM 
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2, Regionales Aktionsprogramm „Holstein" 

Gebilligt vom Interministeriellen Ausschuß 
für regionale Wirtschaftspolitik (IMNOS) am 14. Oktober 1969 

a) Aktionsraum: 

Zonenrandgebiet mit vergleichsweise hohem Anteil der Landwirtschaft und 
des tertiären Bereichs am Sozialprodukt. Gute Ansatzpunkte für weitere wirt- 
schaftliche Entwicklung in den Hafenstädten Kiel und Lübeck, im Ausstrah- 
lungsbereich Hamburgs und in Zentralen Orten. Fremdenverkehrswirtschaft 
vor allem im nordöstlichen Teil ausbaufähig. 

Abgrenzung: 

Das Zonenrandgebiet mit den Landkreisen Rendsburg, Plön, Oldenburg in 
Holst., Segeberg, Eutin, Stormarn und Herzogtum Lauenburg sowie den kreis- 
freien Städten Kiel, Neumünster und Hansestadt Lübeck. 

Wichtige Daten: 

Fläche: 7765 qkm, Einwohnerzahl: 1,5 Millionen, Bevölkerungsdichte; 188, 
BIP/WIP: 7350 DM (1966), Industriebesatz: 86 (1968). 


b) Ziele für die gewerbliche Wirtschaft in 5 Jahren 


Neue Arbeitsplätze 20 750 

davon zu fördern in gewerblicher Wirtschaft 10 500 

im Fremdenverkehr 1 500 


Hinzu kommt die Sicherung bestehender Arbeitsplätze durch Rationalisie- 
rungs- und Umstellungshilfen. 

Gewerbliche Schwerpunkte: 8 

davon „übergeordnete" bis zu 25 Subventionswert: 

Rendsburg und Neumünster 

davon bis zu 15 Vo Subventionswert: Kiel, Lübeck, Bad Segeberg/Wahlstedt, 
Bad Oldesloe, Geesthacht und Lauenburg *) 


c) Vorgesehene Investitionen von 1969 bis 1973 (Planzahlen) 

Für Schaffung neuer Arbeitsplätze 600 Millionen DM 

Für Sicherung bestehender Arbeitsplätze 390 Millionen DM 

Für Industriegeländeerschließung und kommunale 

Infrastruktur rd. 345 Millionen DM 

*) Wegen extremer Zonenrandlage Förderung bis zu 25 ®/o Subventionswert möglich 
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3. Regionales Aktionsprogramm „Niedersächsisches Zonenrandgebiet“ 

Gebilligt vom Interministeriellen Ausschuß 
für regionale Wirtschaftspolitik (IMNOS) am 14. Oktober 1969 

a) Aktionsraum: 

In der Wirtschaftsstruktur gegliedert in einen landwirtschaftlich strukturierten 
nördlichen Teil, in eine industriell durchsetzte mittlere Zone und einen vor- 
wiegend mittelständisch strukturierten südlichen Teil. Neben den Problemen, 
die sich aus der Teilung Deutschlands ergeben, traten im Aktionsraum sekto- 
rale Strukturprobleme (z. B. Bergbau) in Erscheinung. Die Förderungserfolge 
im Raume Salzgitter — Peine — Northeim ermöglichen eine Verlagerung der 
Förderungsintensität auf die nördlichen und südlichen Teile des Aktions- 
gebietes. 

Abgrenzung: 

Das niedersächsische Zonenrandgebiet mit den angrenzenden Landkreisen 
Alfeld und Holzminden. 

Wichtige Daten: 

Fläche: 13 700 qkm, Einwohnerzahl: 2,3 Millionen, Bevölkerungsdichte: 169, 
BIP/WIB: 7 324 DM (1966), Industriebesatz: 129 (1968). 


b) Ziele für die gewerbliche Wirtschaft in 5 Jahren 

Neue Arbeitsplätze 35 000 

davon zu fördern 17 500 

Sicherung bestehender Arbeitsplätze durch Rationalisierungs- und 
Umstellungshilfen 15 000 

Gewerbliche Schwerpunkte: 26 

davon „übergeordnete" bis zu 25 Vo Subventionswert: 

Lüneburg, Uelzen, Goslar, Münden 
davon bis zu 15 ^/o Subventionswert: 


Braunschweig, Göttingen, Helmstedt^), Hildesheim, Northeim, Peine, 
Salzgitter, Wolfenbüttel, Wolfsburg, Clausthal-Zellerfeld, Dannenberg*), 

. Duderstadt *), Einbeck, Gifhorn, Lüchow*), Osterode, Schöningen**), 
Seesen, Uslar, Wittingen *) 

davon unter 15 Vo Subventionswert (nur Landesförderung): 

Alfeld und Holzminden 

c) Vorgesehene Investitionen von 1969 bis 1973 (Planzahlen) 

Für Schaffung neuer Arbeitsplätze 875 Millionen DM 

Für Sicherung bestehender Arbeitsplätze 300 Millionen DM 

Für Industriegeländeerschließung und kommunale 

Infrastruktur rd. 205 Millionen DM 


*) Wegen extremer Zonenrandlage in zwei dieser (noch nicht festgelegten) Orte Förde- 
rung bis zu 25 ®/o Subventionswert möglich 

•*) Wegen extremer Zonenrandlage Förderung bis zu 25 Vo Subventionswert möglich 
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4. Regionales Aktionsprogramm „Nordwestniedersachsen" 

Gebilligt vom Interministeriellen Ausschuß 
für Regionale Wirtschaftspolitik (IMNOS) am 15. August 1969 

a) Aktionsraum: 

überwiegend landwirtschaftlich strukturiertes Gebiet mit industriell-gewerb- 
lichen Entwicklungspunkten, vor allem an der Nordseeküste (Emden, Wil- 
helmshaven, Cuxhaven) und im südlichen Emsland. Wirtschaftliche Entwick- 
lung auch von Hamburg und Bremen beeinflußt. Wirtschaftsförderung ins- 
besondere im Interesse des landwirtschaftlichen Strukturwandels. 

Abgrenzung: 

Regierungsbezirk Aurich, Regierungsbezirk Osnabrück (außer Landkreise 
Osnabrück und Melle sowie Stadt Osnabrück), Verwaltungsbezirk Oldenburg, 
Regierungsbezirk Stade, Landkreise Grafschaft Diepholz, Nienburg, Grafschaft 
Hoya, Harburg und Soltau. 

Wichtige Daten: 

Fläche: 26 200 qkm, Einwohnerzahl: 2,8 Millionen Bevölkerungsdichte; 106, 
BIP/WIB: 5967 DM (1966), Industriebesatz: 63 (1968). 


b) Ziele für die gewerbliche Wirtschaft in 5 Jahren 

Neue Arbeitsplätze 50 000 

davon zu fördern 25 000 

Sicherung bestehender Arbeitsplätze durch Rationalisierungs- und 
Umstellungshilfen 18 000 

Gewerbliche Schwerpunkte: 41 

davon „übergeordnete" bis zu 20 Vo Subventionswert: 

Emden, Wilhelmshaven, Cuxhaven, Lingen 
davon bis zu 15 ^/o Subventionswert: 


Brake, Bramsche, Buxtehude, Cloppenburg, Hude, Leer, Nienburg, 
Nordenham, Osterholz-Scharmbeck, Papenburg, Stade, Syke, Verden, 
Aurich, Bremervörde, Friesoythe, Meppen, Norden, Nordhorn, Quaken- 
brück, Rotenburg/Hann., Soltau, Vechta, Westerstede, Wildeshausen, 
Zeven, Wittmund 

davon unter 15 ®/o Subventionswert (nur Landesförderung): 

Buchholz, Tostedt, Winsen, Diepholz, Sulingen, Achim, Delmenhorst, 
Elsfleth, Oldenburg, Varel 

c) Vorgesehene Investitionen von 1969 bis 1973 (Planzahlen) 

Für Schaffung neuer Arbeitsplätze 1 250 Millionen DM 

Für Sicherung bestehender Arbeitsplätze 360 Millionen DM 

Für Industriegeländeerschließung und kommunale 

Infrastruktur rd. 200 Millionen DM 
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5. Regionales Aktionsprogramm „Hessische Bundesfördergebiete" 

Gebilligt vom Interministeriellen Ausschuß 
für Regionale Wirtschaftspolitik (IMNOS) am 5. September 1969 

a) Aktionsraum: 

In weiten Teilen landwirtschaftlich strukturiertes Gebiet, durchsetzt mit indu- 
striell-gewerblichen Zentren. Sektorale Strukturprobleme in einigen Berei- 
chen der gewerblichen Wirtschaft (z. B. Montan, Textil). Wirtschaftsförderung 
gleichermaßen im Interesse des landwirtschaftlichen und des industriell- 
gewerblichen Umstrukturierungsprozesses; in räumlicher Sicht: Ausbau der 
Wirtschaftsachse Kassel-Rhein/Main-Gebiet. 

Abgrenzung: 

Das hessische Zonenrandgebiet und die angrenzenden Landkreise Wolfhagen, 
Fritzlar-Homberg, Ziegenhain, Alsfeld, Büdingen, Gelnhausen. 

Wichtige Daten: 

Fläche: 9611 qkm, Einwohnerzahl: 1,35 Millionen Bevölkerungsdichte: 147, 
BIP/WIB: 7123 DM (1966), Industriebesatz: 102 (1968). 


b) Ziele für die gewerbliche Wirtschaft in 5 Jahren 


Neue Arbeitsplätze 38 000 

davon zu fördern in gewerblicher Wirtschaft 17 500 

im Fremdenverkehr 1 500 


Hinzu kommt die Sicherung bestehender Arbeitsplätze durch Rationalisie- 
rungs- und Umstellungshilfen. 

Gewerbliche Schwerpunkte: 23 

davon „übergeordnete": bis zu 20 Vo Subventionswert Alsfeld 

bis zu 25 Vo Subventionswert Fulda, 

davon bis zu 15 Vo Subventionswert: 

Bebra-Rotenburg, Büdingen, Eschwege, Fritzlar, Gelnhausen, Gersfeld, 
Hersfeld, Hessisch-Lichtenau, Hofgeismar, Homberg (Efze), Hünfeld, 
Kassel, Lauterbach, Melsungen, Saalmünster — Steinau — Wächtersbach, 
Spangenberg, Treysa-Ziegenhain, Wolfhagen, Sontra*), Witzenhausen *) 
Homberg (Kr. Alsfeld). 


c) Vorgesehene Investitionen von 1969 bis 1973 (Planzahlen) 

Für Schaffung neuer Arbeitsplätze 950 Millionen DM 

Für Sicherung bestehender Arbeitsplätze 515 Millionen DM 

Für Industriegeländeerschließung und kommunale 

Infrastruktur rd. 200 Millionen DM 

*j Wegen extremer Zonenrandlage Förderung bis zu 25 ®/o Subventionswert möglich 
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6. Regionales Aktionsprogramm: „Eifel/Hunsrück" 

Gebilligt vom Interministeriellen Ausschuß 
für regionale Wirtschaftspolitik (IMNOS) am 10. Februar 1969 

a) Aktionsraum: 

Dünnbesiedeltes, sehr wirtschaftsschwaches und industriearmes Gebiet mit 
vorherrschend kleinbäuerlicher Struktur. Wegen ungünstiger natürlicher 
Bedingungen (Boden, Topografie, Klima) wird landwirtschaftlicher Umstruk- 
turierungsprozeß erschwert. Industriell-gewerbliche Entwicklungschancen be- 
sonders in der Achse Trier — Wittlich vorhanden. 

Abgrenzung: 

Regierungsbezirk Trier, Landkreis Cochem-Zell sowie Teile des Landkreises 
Mayen. 

Wichtige Daten: 

Fläche: 5810 qkm, Einwohnerzahl: 570 000, Bevölkerungsdichte: 98, BIP/WIB: 
4830 DM (1964), Industriebesatz: 47 (1967). 

b) Ziele für die gewerbliche Wirtschaft in 5 Jahren 


Neue Arbeitsplätze 20 500 

davon zu fördern 10 000 


Hinzu kommt die Sicherung bestehender Arbeitsplätze durch Rationalisie- 
rungs- und Umstellungshilfen. 

Gewerbliche Schwerpunkte: 8 

davon „übergeordnete" bis zu 20 Vo Subventionswert: 

Trier und Wittlich 

davon bis zu 15 Vo Subventionswert: 

Bitburg, Daun, Prüm, Morbach, Gerolstein, Zell 

c) Vorgesehene Investitionen von 1969 bis 1973 (Planzahlen) 

Für Schaffung neuer Arbeitsplätze 500 Millionen DM 

Für Sicherung bestehender Arbeitsplätze 50 Millionen DM 

Für Industriegeländeerschließung und kommunale 

Infrastruktur rd. 100 Millionen DM 
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7. Regionales Aktionsprogramm: „Mittelrhein/Lahn/Sieg“ 

Gebilligt vom Interministeriellen Ausschuß 
für regionale Wirtschaftspolitik (IMNOS) am 14. Oktober 1969 

a) Aktionsraum: 

Auf Grund ungünstiger topografischer und klimatischer Bedingungen über- 
wiegen im Aktionsraum die landwirtschaftlichen Strukturprobleme (Hunsrück, 
Westerwald). Hinzu kommen sektorale Strukturprobleme (Montanbereich) in 
dem an das Siegerland angrenzenden Teil des Aktionsraums. Entwicklungs- 
fähige industriell-gewerbliche Ansatzpunkte vor allem rechtsrheinisch in 
Zentralen Orten vorhanden. 

Abgrenzung: 

Von Rheinland-Pfalz die Landkreise Rhein/Hunsrück, Rhein/Lahn, Ober- 
westerwald und Altenkirchen; von Hessen die Landkreise Limburg und 
Oberlahn. 

Wichtige Daten: 

Fläche: 3718 qkm, Einwohnerzahl 651 000, Bevölkerungsdichte: 175, BIP/WIB: 
5930 DM (1966), Industriebesatz: 83,1 (1968). 


b) Ziele für die gewerbliche Wirtschaft in 5 Jahren 


Neue Arbeitsplätze 13 000 

davon zu fördern 6 500 


Hinzu kommt die Sicherung bestehender Arbeitsplätze durch Rationalisie- 
rungs- und Umstellungshilfen. 

Gewerbliche Schwerpunkte: 11 

davon „übergeordnete" bis zu 20 Vo Subventionswert: 

Simmern 

davon bis zu 15 ®/o Subventionswert: 

Limburg/Diez, Bad Marienberg, Hachenburg, Westerburg, Weilburg/ 
Löhnberg, Betzdorf, Wissen, Nastätten, Emmelshausen/Halsenbach, 
Kastellaun. 


c) Vorgesehene Investitionen von 1970 bis 1974 (Planzahlen) 

Für Schaffung neuer Arbeitsplätze 373 Millionen DM 

Für Sicherung bestehender Arbeitsplätze 20 Millionen DM 

Für Industriegeländeerschließung und kommunale 

Infrastruktur rd. 60 Millionen DM 
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8. Regionales Aktionsprogramm „Saarland/ Westpfalz" 

Gebilligt vom Interministeriellen Ausschuß 
für regionale Wirtschaftspolitik (IMNOS) am 25. Juli 1969 

a) Aktionsraum: 

Industriereiches, dichtbevölkertes Gebiet mit erheblichen sektoralen Struktur- 
problemen (Montanindustrie). Im Aktionsraum werden die von der Bundes- 
regierung am 11. Februar 1969 im Zusammenhang mit dem Wasserstraßen- 
anschluß der Saar beschlossenen „flankierenden Maßnahmen" zur Struktur- 
verbesserung in den saarländisch-westpfälzischen Steinkohlebergbaugebieten 
durchgeführt. Wirtschaftsförderung im Rahmen des Aktionsprogramms vor- 
wiegend auf Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen ausgerichtet. 

Abgrenzung: 

Das Saarland sowie die rheinland-pfälzischen Stadt- und Landkreise Pirmasens, 
Zweibrücken und Kaiserslautern sowie die Landkreise Kusel und Donners- 
bergkreis. 

Wichtige Daten: 

Fläche: 5573 qkm, Einwohnerzahl: 1,67 Millionen, Einwohnerdichte: 333, BIP/ 
WIB - 6450 (1966), Industriebesatz: 125,2 (1968). 


b) Ziele für die gewerbliche Wirtschaft in 5 Jahren 

Neue Arbeitsplätze 65 000 

davon zu fördern 32 500 

Sicherung bestehender Arbeitsplätze durch Rationalisierungs- und 
Umstellungshilfen 12 500 

Gewerbliche Schwerpunkte: 20 

davon „übergeordnete" bis zu 20 Vo Subventionswert: 


Homburg, Saarlouis, Neunkirchen, St. Ingbert, St. Wendel, Kaisers- 
lautern, Zweibrücken 

davon bis zu 15 Vo Subventionswert: 

Merzig, Nennig, Saarbrücken, Völklingen, Lebach, Losheim, Kirchheim- 
bolanden, Kusel/Rammelsbach, Pirmasens, Waldmohr, Rockenhausen, 
Eisenberg, Lauterecken, Ramstein. 


c) Vorgesehene Investitionen von 1969 bis 1973 (Planzahlen) 


Für Schaffung neuer Arbeitsplätze 1 625 Millionen DM 

Für Sicherung bestehender Arbeitspätze 250 Millionen DM*) 



Drucksache VI/761 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


9. Regionales Aktionsprogramm „Unterfränkisches Zonenrand- 
und Ausbaugebiet" 

Gebilligt vom Interministeriellen Ausschuß 
für regionale Wirtschaftspolitik (IMNOS) am 5. September 1969 

a) Aktionsprogramm: 

Unterschiedlich strukturierter, überwiegend wirtschaftsschwacher Raum mit 
teilweise erheblichen Standortnachteilen (Zonengrenze). Natürliche Bedin- 
gungen für Landwirtschaft günstig auf den fränkischen Platten, dagegen 
extrem ungünstig in der Rhön und im Spessart. Industriestruktur durch starke 
Konzentration auf Schweinfurt und Bad Neustadt a, d. Saale gekennzeichnet. 
Daneben kleinere, entwicklungsfähige Standorte auch in der Nähe der 
Zonengrenze. 

Abgrenzung: 

Der Regierungsbezirk Unterfranken ohne die Stadt- und Landkreise Würz- 
burg und Aschaffenburg sowie die Landkreise Ochsenfurt, Miltenberg, Obern- 
burg, Lohr a. Main und Alzenau i. Ufr. 

Wichtige Daten: 

Fläche: 5900 qkm, Einwohnerzahl 610000, Bevölkerungsdichte: 102, BIP/ 
WIB: 5690 DM (1966), Industriebesatz: 118 (1968). 

b) Ziele für die gewerbliche Wirtschaft in 5 Jahren 


Neue Arbeitsplätze 16 600 

davon zu fördern 8 500 


Hinzu kommt die Sicherung bestehender Arbeitsplätze durch Rationalisie- 
rungs- und Umstellungshilfen. 

Gewerbliche Schwerpunkte: 15 

davon „übergeordnete" bis zu 25 ®/o Subventionswert: 
keine 

davon bis zu 15 Vo Subventionswert: 

Mellrichstadt*), Königshofen i. Grabfeld*), Hofheim*), Ebern*), Haßfurt, 
Gerolzhofen, Schweinfurt, Bad Kissingen, Bad Neustadt a. d. S., Brückenau, 
Hammelburg, Gemünden, Karlstadt, Marktheidenfeld, Kitzingen. 


c) Vorgesehene Investitionen 1969 bis 1973 (Planzahlen) 


Für Schaffung neuer Arbeitsplätze 

Für Fremdenverkehr 

Für Sicherung bestehender Arbeitsplätze 

Für Industriegeländeerschließung und kommunale 
Infrastruktur 


425 Millionen DM 
150 Millionen DM 
170 Millionen DM 

rd. 102 Millionen DM 


*) geschätzt 
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10. Regionales Aktionsprogramm: ,, Oberfränkisch-nordoberpfälzisches 
Zonenrand- und Ausbaugebiet" 

Gebilligt vom Interministeriellen Ausschuß für regionale Wirtschaftspolitik 

(IMNOS) am 25. Juli 1969 

a) Aktionsraum: 

Abtrennung von den mitteldeutschen und böhmischen Wirtschaftsräumen hat 
zu industriellen Strukturproblemen geführt (Textil, Bekleidung, Keramik). Die 
relativ starke Industrialisierung des Aktionsraums begünstigt jedoch die An- 
siedlung gewerblicher Betriebe, trotz bestehender Standortnachteile. Für die 
Fremdenverkehrsentwicklung bietet sich vor allem das Bergland des Aktions- 
raums an. 

Abgrenzung: 

Der Regierungsbezirk Oberfranken (außer Stadt- und Landkreis Forchheim 
sowie der Landkreis Höchstadt an der Aisch) und die oberpfälzischen Land- 
kreise Eschenbach, Kemnath, Tirschenreuth, Neustadt a. d. Waldnaab sowie 
die kreisfreie Stadt Weiden. 

Wichtige Daten: 

Fläche: 8 926 qkm, Einwohnerzahl: 1,205 Millionen, Bevölkerungsdichte: 135, 
BIP/WIB: 7 046 DM (1966), Industriebesatz: rd. 155 (1968). 

b) Ziele für die gewerbliche Wirtschaft in 5 Jahren 


Neue Arbeitsplätze 21 000 

davon zu fördern 10 500 


Hinzu kommt die Sicherung bestehender Arbeitsplätze durch Umstellungs- und 
Rationalisierungshilfen. 

Gewerbliche Schwerpunkte: 26 

davon „übergeordnete" bis zu 25 Vo Subventionswert: 

Hof und Bamberg 

davon bis zu 15®/o Subventionswert: 

Rehau, Naila, Münchberg, Selb, Marktredwitz/Wunsiedel, Hollfeld, Staf- 
felstein/Lichtenfels, Bayreuth, Kulmbach, Stadtsteinach, Helmbrechts, Co- 
burg, Kronach, Ebrach, Ebermannstadt, Pegnitz, Weiden/Neustadt WN, 
Kemnath, Eschenbach, Tirschenreuth, Waldsassen, Neustadt b. Coburg"^), 
Ludwigstadt *), Tettau *) 

c) Vorgesehene Investitionen 1969 bis 1973 (Planzahlen) 

Für Schaffung neuer Arbeitsplätze 525 Millionen DM 

Für Fremdenverkehrsgewerbe 160 Millionen DM 

Für Sicherung bestehender Arbeitsplätze 225 Millionen DM 

Für Industriegeländeerschließung und kommunale 

Infrastruktur rd. 118 Millionen DM 

*) Wegen extremer Zonenrandlage Förderung bis zu 25 ®/o Subventionswert möglich 
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11, Regionales Aktionsprogramm „Weslbayerisches Ausbaugebiel" 

Gebilligt vom Interministeriellen Ausschuß 
für regionale Wirtschaftspolitik (IMNOS) am 14. Oktober 1969 

a) Aktionsraum: 

Sehr unterschiedlich strukturiertes Gebiet. Starkes Vorherrschen der Industrie 
im Raume Ingolstadt (Fahrzeugbau, Erdöl) und im östlichen Teil mit den 
Landkreisen Burglengenfeld, Amberg (Eisenindustrie) und Neumarkt i. d. Opf. 
Daneben auch entwickelte Industriestandorte im südlichen und westlichen 
Aktionsraum. Landwirtschaft vor allem in der Region Westmittelfranken vor- 
herrschend, wo z. T. auch günstige natürliche Produktionsbedingungen anzu- 
treffen sind. 

Der ganze Aktionsraum verfügt über ein Netz ausbaufähiger Industriestand- 
orte, zumeist Mittel- oder Unterzentren. 

Abgrenzung: 

Vom Regierungsbezirk Mittelfranken die Landkreise Scheinfeld, Neustadt 
a. d. Aisch, Uffenheim, Rothenburg o. d. Tauber (einschl. kreisfreie Stadt), Ans- 
bach (einschl. kreisfreie Stadt), Feuchtwangen, Dinkelsbühl, Gunzenhausen, 
Weißenburg i. Bay. (einschl. kreisfreie Stadt), Hilpoltstein und Eichstätt; 
vom Regierungsbezirk Schwaben die Landkreise Nördlingen (einschl. kreis- 
freie Stadt), Donauwörth, Neuburg a. d. Donau und Wertingen; 
vom Regierungsbezirk Oberbayern die Landkreise Aichach, Schrobenhausen, 
Pfaffenhofen a. Inn, Ingolstadt (einschl. kreisfreie Stadt); 

vom Regierungsbezirk Oberpfalz die Landkreise Riedenburg, Beilngries, Pars- 
berg, Burglengenfeld, Amberg (einschl. kreisfreie Stadt), Neumarkt i. d. Opf. 
(einschl. kreisfreie Stadt), Sulzbach-Rosenberg und die Stadt Schwandorf 
i. Bay. 

Wichtige Daten: 

Fläche: 13 400 qkm, Einwohnerzahl: 1,24 Millionen Bevölkerungsdichte; 88, 
BIP/WIB - 6 571 DM (1966), Industriebesatz: 96,4 (1968). 

b) Ziele für die gewerbliche Wirtschaft in 5 Jahren 


Neue Arbeitsplätze 31 400 

davon zu fördern 16 000 


Hinzu kommt die Sicherung bestehender Arbeitsplätze durch Umstellungs- 
und Rationalisierungshilfen. 

Gewerbliche Schwerpunkte: 32 

davon „übergeordnete“ bis zu 20 °/o Subventionswert: 

Ansbach, Uffenheim 

davon bis zu 15 ®/o Subventionswert: 

Scheinfeld, Bad Windsheim, Rothenburg o. d. T., Feuchtwangen, Dinkels- 
bühl, Wassertrüdingen, öttingen, Gunzenhausen, Eichstätt, Neunburg 
a. d. Donau, Rain, Schrobenhausen, Pfaffenhofen, Riedenburg, Amberg, 
Neumarkt i. d. Opf., Parsberg, Beilngries, Neustadt a. d. Aisch, Weißen- 
burg i. Bay., Treuchtlingen, Hilpoltsheim, Nördlingen, Donauwörth, Wem- 
ding, Wertingen, Aichach, Schwandorf i. Bay., Burglengenfeld, Sulzbach- 
Rosenberg, 

c) Vorgesehene Investitionen von 1969 bis 1973 (Planzahlen) 


Für Schaffung neuer Arbeitsplätze 800 Millionen DM 

Für Fremdenverkehrsgewerbe 120 Millionen DM 

Für Sicherung bestehender Arbeitsplätze 110 Millionen DM 

Für Industriegeländeerschließung und kommunale 

Infrastruktur rd. 108 Millionen DM 


*) Wegen extremer Zonenrandlage Förderung bis zu 25 Vo Subventionswert möglich 
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12. Regionales Aktionsprogramm: „Ostbayerisches Zonenrand- und Ausbaugebiet" 

Vom Interministeriellen Ausschuß für regionale Wirtschaftspolitik (IMNOS) 

am 15. August 1969 gebilligt 


a) Aktionsraum: 

Sehr dünnbesiedeltes, landwirtschaftlich strukturiertes, wirtschaftsschwaches 
Gebiet in extremer Grenzlage. Kleinbäuerliche Besitzverhältnisse im östlichen 
Oberpfälzer und Bayerischen Wald. Hier gute Chancen für Fremdenverkehrs- 
entwicklung. Im östlichen Teil des Aktionsraums bestehen Probleme der 
Monostruktur (Granitstein-Industrie). Vorhandenes Arbeitskräftereservoir 
(Landwirtschaft) deutet auf eine — trotz Standortnachteilen — zunehmende 
Attraktivität des Aktionsraumes hin. 

Abgrenzung: 

Der Regierungsbezirk Niederbayern (außer Stadt- und Landkreis Landshut und 
Landkreis Kelheim) und die oberpfälzischen Landkreise Roding, Cham, Neun- 
burg vorm Wald, Waldmünchen, Oberviechtach, Vohenstrauss und Nabburg. 

Wichtige Daten: 

Fläche: 12 150 qkm, Einwohnerzahl: l,0v3 Millionen, Einwohnerdichte: 82, BIP/ 
WIB = 4893 (1966), Industriebesatz: 77 (1968). 


b) Ziele für die gewerbliche Wirtschaft in 5 Jahren 


Neue Arbeitsplätze 32 600 

davon zu fördern 16 500 


Hinzu kommt die Sicherung bestehender Arbeitsplätze durch Umstellungs- und 
Rationalisierungshilfen. 

Gewerbliche Schwerpunkte: 34 

davon „übergeordnete'' bis zu 25 Vo Subventionswert: 

Deggendorf, Plattling, 

davon bis zu 25 v. H. Subventionswert wegen extremer Zonenrandlage: 

Furth i. W., Kötzting, 
davon bis zu 15 Vo Subventionswert *): 

Oberviechtach, Waldmünchen, Roding, Cham, Hauzenberg, Wegscheid, 
Tittling, Passau, Vilshofen, Bogen, Straubing, Viechtach, Regen, Neun- 
burg V. Wald, Zwiesel, Grafenau, Freyung, Waldkirchen, Nittenau 

davon bis zu 15 ^/o Subventionswert; 

Eggenfelden, Neufahrn i. Ndb, Mainburg, Rottenburg a. d. Laaber, Vils- 
biburg, Landau a. d. Isar, Pfarrkirchen, Simbach a. Inn, Pöcking, Vohen- 
strauß, Nabburg. 

c) Vorgesehene Investitionen von 1969 bis 1973 (Planzahlen) 


Für Schaffung neuer Arbeitsplätze 825 Millionen DM 

Für Fremdenverkehrsgewerbe 270 Millionen DM 

Für Sicherung bestehender Arbeitsplätze 200 Millionen DM 

Für Industriegeländeerschließung und Verbesserung 

der kommunalen Infrastruktur rd. 240 Millionen DM 


*) In höchstens vier dieser Orte kann ein Subventionswert bis zu 25 ®/o gewährt werden. 
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Synoptische Übersicht über Regionale Aktionsprogramme 








Ziele in 5 Jahren 



Ein- 

Fläche 

1000 

qkm 

Ein- 
wohner 
je qkm 

Indu- 

strie- 

besatz 

Zahl 

neue 

Arbeitsplätze 

vorge- 

Regionales Aktionsprogramm 

wohner 

Mil- 

lionen 

der 

Schwer- 

punkte 

insge- 

samt 

je 1000 
Ein- 
wohner 

je 

Schwer- 

punkt 

gewerb- 

liche 

Investi- 

tionen 

Mrd. 

DM 

1. Sdileswig/Dithmarschen . . 

0,6 

6,3 

100 

37 

6 

12 000 

19 

2 000 

0,5 

2. Holstein 

1,5 

7,8 

188 

86 

8 

20 750 

14 

2 590 

1,0 

3. Niedersächsisches 










Zonenrandgebiet 

2,3 

13,7 

169 

129 

26 

35 000 

15 

1 340 

1,2 

4. Nordwestniedersachsen . . 

2,8 

26,2 

106 

63 

41 

50 000 

18 

1 220 

1,6 

5. Hessen 

1,4 

9,6 

147 

102 

23 

38 000 

28 

1 650 

1,5 

6. Eifel/Hunsrück 

0,6 

5,8 

98 

47 b) 

8 

20 500 

36 

2 560 

0,6 

7. Mittelrhein/Lahn/Sieg 

0,7 

3,7 

175 

83 

11 

13 000 

20 

1 180 

0,4 

8. Saarland/Westpfalz .... 

1,7 

5,6 

333 

125 

20 

65 000 

39 

3 250 

1,9 

9. Unterfranken 

0,6 

5,9 

102 

118 

15 

16 600 

27 

1 110 

0,7 

10. Oberfranken/Nord- 










oberpfalz 

1,2 

8,9 

135 

155 

26 

21 000 

17 

810 

0,9 

IL Westbayern 

1,2 

13,4 

88 

96 

32 

31 400 

25 

980 

1,0 

12. Ostbayern 

1,0 

12,2 

82 

77 

34 

32 600 

32 

960 

1,3 

1. bis 12 

15,6 

119,1 

131 

97 

250 

355 850 

23 

1 420 

12,6 

Bundesgebiet 










(einschließlich Berlin-West) . 

60,2 

248,6 

242 

130 







a) 1966 

b) 1967 
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Schwerpunkte für die Errichtung neuer Arbeitsplätze 
in den Regionalen Aktionsprogrammen 

Prozentzahlen in Klammern bezeichnen das Höchstmaß der 
Investitionskostenverbilligung durch öffentliche Hilfen 


1 Schleswig / Dithmarschen 

übergeordneter Schwerpunkt (201 °/o): 

1 Brunsbüttelkoog 
Schwerpunkte (15 %) : 

2 Flensburg 5 Eckernförde 

3 Schleswig 6 Heide 

4 Husum 

2 Holstein 

übergeordnete Schwerpunkte (25 °/o) : 

1 Rendsburg 

2 Neumünster 

Schwerpunkte (15%): 

3 Kiel 6 Bad Oldesloe 

4 Bad Segeberg- 7 Geesthacht 

Wahlstedt 

5 Lübeck 8 Lauenburg/Elbe ’) 


3 Nordwestniedersachsen 


übergeordnete Schwerpunkte (20%); 


1 Cuxhaven 

2 Wilhelmshaven 

Schwerpunkte (15%): 

5 Norden 

6 Wittmund 

7 Stade 

8 Nordenham 

9 Aurich (Ostfriesland) 

10 Bremervörde 

11 Buxtehude 

12 Brake (Unterweser) 

13 Zeven 

14 Westerstede 

15 Leer (Ostfriesland) 

16 Osterholz- 
Scharmbeck 

17 Hude (Oldenburg) 

18 Rotenburg 
(Hannover) 


3 Emden 

4 Lingen (Ems) 


19 Papenburg 

20 Friesoythe 

21 Soltau 

22 Syke 

23 Verden (Aller) 

24 Wildeshausen 

25 Cloppenburg 

26 Vechta 

27 Meppen 

28 Quakenbrück 

29 Nienburg (Weser) 

30 Nordhorn 

31 Bramsche 


Schwerpunkte (unter 15%); 

32 Varel 

33 Buchholz in der 
Nordheide 

34 Winsen (Luhe) 

35 Elsfleth 

36 Tostedt 


37 Oldenburg 
(Oldenburg) 

38 Delmenhorst 

39 Achim 

40 Sulingen 

41 Diepholz 


4 Niedersächsisches Zonenrandqebiet 


übergeordnete Schwerpunkte (25%); 

1 Lüneburg 3 Goslar 

2 Uelzen 4 Münden 


Schwerpunkte (15 %j: 

5 Dannenberg (Elbe) 

6 Lüchow ^) 

7 WittIngen 

8 Gifhorn 

9 Wolfsburg 

10 Peine 

11 Braunschweig 

12 Helmstedt 2) 

13 Hildesheim 

14 Wolfenbüttel 

Schwerpunkte (unter 15%); 

25 Alfeld 

26 Holzminden 


15 Salzgitter 

16 Schöningen ’) 

17 Seesen 

18 Einbeck 

19 Clausthal-Zellerfeld 

20 Osterode am Harz 

21 Northeim 

22 Uslar 

23 Göttingen 

24 Duderstadt *) 


5 Hessische Bundesfördergebiete 

Übergeordnete Schwerpunkte; 

1 Alsfeld (20 %) 

2 Fulda (25 %) 


Schwerpunkte (15%); 

3 Hofgeismar 

4 Wolfhagen 

5 Kassel 

6 Witzenhausen ^) 

7 Hess. Lichtenau 

8 Eschwege 

9 Fritzlar 

10 Melsungen 

11 Spangenberg 

12 Sontra ’) 

13 Homberg, Bez. Kassel 

14 Bebra-Rotenburg 
a. d. Fulda 


15 Treysa-Ziegenhain 

16 Bad Hersfeld 

17 Homberg (Kreis 
Alsfeld) 

18 Hünfeld 

19 Lauterbach 

20 Gersfeld 

21 Büdingen 

22 Salmünster-Steinau- 
Wöchtersbach 

23 Gelnhausen 


6 Mittelrhein / Lahn / Sieg 

übergeordneter Schwerpunkt (20%); 

1 Simmern 

Schwerpunkte (15 %) : 

2 Wissen 

3 Betzdorf 

4 Hachenburg 

5 Bad Marienberg 
(Westerwald) 

6 Westerburg 

7 Weilburg-Löhnberg 

7 Eifel / Hunsrück 

übergeordnete Schwerpunkte (20%); 

1 Wittlich 

2 Trier 

Schwerpunkte (15 %j: 

3 Prüm 6 Bitburg 

4 Gerolstein 7 Zell 

5 Daun 8 Morbach 


8 Limburg a. d. Lahn- 
Diez 

9 Nastätten 

10 Emmelshausen- 
Halsenbach 

11 Kastellaun 


1 0 Oberfränkisch-nordoberpfälzisches 
Zonenrand- und Ausbaugebiet 

übergeordnete Schwerpunkte (25 %) : 


1 Hof 

2 Bamberg 

Schwerpunkte (15 %) : 

3 Ludwigsstadt '') 

4 Tettau ’) 

5 Naila 

6 Neustadt b. Coburg 

7 Coburg 

8 Rehau 

9 Kronach 

10' Helmbrechts 
n Münchberg 

12 Stadteinach 

13 Selb 

14 Staffelstein- 
Lichtenfels 

15 Kulmbach 


16 Marktredwitz- 
Wunsiedel 

17 Waldsassen 

18 Hollfeld 

19 Bayreuth 

20 Tirschenreuth 

21 Kemnath 

22 Ebrach 

23 Ebermannstadt 

24 Pegnitz 

25 Eschenbach i. d. Opf. 

26 Weiden-Neustadt 
a. d. Waldnaab 


1 1 Westbayerisches Ausbaugebiet 

übergeordnete Schwerpunkte (20 %): 


3 Uffenheim 
9 Ansbach 

Schwerpunkte (15%): 

1 Scheinfeld 

2 Neustadt a. d. Aisch 

4 Bad Windshelm 

5 Sulzbach-Rosenberg 

6 Amberg 

7 Rothenburg ob der 
Tauber 

8 Schwandorf i. Bay. 

10 Neumarkt i. d. Opf. 

11 Burglengenfeld 

12 Hilpoltstein 

13 Feuchtwangen 

14 Parsberg 

15 Gunzenhausen 

16 Dinkelsbühl 

17 Wassertrudingen 


18 Beilngries 

19 Weißenburg i. Bay. 

20 Treuchtlingen 

21 Riedenburg 

22 Oettingen i. Bay. 

23 Wemding 

24 Eichstätt 

25 Nördlingen 

26 Donauwörth 

27 Neuburg a. d. Donau 

28 Rain 

29 Wertingen 

30 Schrobenhausen 

31 Paffenhofen a. d. Ilm 

32 Aichach 


8 Saarland /Westpfalz 

übergeordnete Schwerpunkte (20 %) : 

1 Sankt Wendel 5 Homburg 

2 Kaiserslautern 6 Sankt Ingbert 

3 Saarlouis 7 Zweibrücken 

4 Neunkirchen/Saar 


12 Ostbayerisches 
3iet 


Zonen rand- und Aus- 


übergeordnete Schwerpunkte (25%); 
17 Deggendorf 
19 Plattling 


Schwerpunkte (15%); 

8 Lauterecken 

9 Kirchheimbolanden 

10 Rockenhausen 

11 Nennig 

12 Losheim 

13 Kusel-Rammelsbach 

14 Eisenberg (Pfalz) 

9 Unterfränkisches 
baugebiet 

Schwerpunkte (15%); 

1 Mellrichstadt’) 

2 Brückenau 

3 Bad Neustadt 
a. d. Saale 

4 Königshofen 
i. Grabfeld ’) 

5 Bad Kissingen 

6 Hammelburg 

7 Hofheim i. Ufr. ’) 


15 Merzig 

16 Ramstein 

17 Lebach 

18 Waldmohr 

19 Saarbrücken 
Völklingen 

20 Pirmasens 


Zonenrand- und Aus- 


8 Ebern ’) 

9 Gemünden a. M. 

10 Schweinfurt 

11 Haßfurt 

12 Karlstadt 

13 Gerolzhofen 

14 Marktheidenfeld 

15 Kitzingen 


Schwerpunkte (15 %) : 

1 Vohenstrauß 

2 Nabburg 

3 Oberviechtach 

4 Waldmünchen *) 

5 Neunburg vorm 
Wald 3) 

6 Furth i. Wald ’) 

7 Nittenau 3) 

8 Roding *) 

9 Cham ®) 

10 Kötzting ’) 

11 Viechtach^) 

12 Zwiesel ^) 

13 Regen 3) 

14 Bogen 3) 

15 Straubing 3) 

16 Grafenau *) 


18 Freyung 3) 

20 Tittling 3) 

21 Waldkirchen 3) 

22 Neufahrn i. Ndb. 

23 Rotten bürg 
a. d. Laaber 

24 Hauzenberg 3) 

25 Landau a. d. Isar 

26 Mainburg 

27 Vilshofen 3) 

28 Wegscheid 3) 

29 Passau 3) 

30 Vilsbiburg 

31 Pfarrkirchen 

32 Eggenfelden 

33 Pöcking 

34 Simbadi a. Inn 


’) Wegen extremer Zonenrandlage Förderung bis zu 25% möglich. 

3) Wegen extremer Zonenrandlage in zwei von diesen Orten Förderung bis zu 25% möglich. 
3) In vier von diesen Orten Förderung bis zu 25% möglich. 
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